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PRAXIS-STILLSTAND durch Krankheit, Unfall oder Sachschäden –
was dann?

Die Praxis-Unterbrechungs-Versicherung (P.U.V) wird immer unverzichtbarer.
Krankheit oder Unfall und damit ein längerer Praxis-Ausfall können jeden

-
-

H.S.: Seit 2002 bieten wir in Deutschland 
-

bei unter anderem die P.U.V. Bis jetzt gibt es 
über 7000 Versicherte. In den letzten Jahren 
wurden bereits mehr als 2.000 Leistungsfälle 
abgewickelt. Die Gesamtauszahlungssumme 
beträgt über 17.000.000,-- Euro. Der höchste 
Einzelleistungsfall betrug 216.000,-- Euro an 
einen Facharzt, welcher nach einem Polytrau-

-

-
leine nicht möglich wäre!

der eigenen Praxis geht?

H.S.: Das glaube ich nicht, wir stellen jedoch 
bei jenen, die sich besser absichern wollen 

-
-

-
-

fenden Kosten. Viele unterschätzen bei einer 
wirklich schweren Erkrankung die Zahlungs-

mehreren Wochen oder sogar Monaten. 

Risiken werden damit abgesichert?

-
cherung der fortlaufenden Praxiskosten aus-
gerichtet. Damit ist sie eine ideale Ergänzung 

durch ein Sachschadenereignis wie z.B. Brand, 

Sturmschaden, oder Vandalismus unterbro-

-
-

11.000.- Euro deckte die laufenden Kosten 

-
gung zu einem Krankenhausaufenthalt. In ei-
nem solchen Fall gibt es keine Wartezeit auf 

-

eingereicht werden, erfolgt die Leistung in der 

-
-

-
-

den Vertrag nach einem Leistungsfall kündi-
gen. 
Bei unserer P.U.V PLUS gibt der Versicherer die 

-
gungsschutz besteht. Um die Beitragsstabilität 

für ein und dieselbe schwere Erkrankung, die 
-

mal geleistet.
-
-

riante unseres Produktes ist dann die P.U.V 
Basic. 

-
fähigkeit bis zur halben Versicherungssumme 

Psychotherapeut/in, Nichtraucher/in,

entnehmen Sie dem beiliegenden Flyer,
-

bot direkt bei:

www.dr-rinner.de
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V O R W O R T

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in der letzten Ausgabe unseres Magazins hat sich unsere erste und langjährige Vorsitzende, Frau
Dr. Birgit Clever, aus der aktiven Vorstandsarbeit verabschiedet. In diesem Heft finden Sie per-
sönliche Würdigungen ihrer langjährigen berufspolitischen Arbeit von verschiedenen prominenten
Personen aus Politik und Selbstverwaltung sowie von unserem langjährigen Rechtsbeistand
Herrn Kleine-Cosack. Auf der Bundesdelegiertenversammlung Anfang März in Fulda verab-
schiedeten die Delegierten Birgit Clever mit einem bunten Programm aus Musik, Tanz, Theater
und Zauberei.

Die Wahl des neuen Vorstands bekundet die Bestätigung der bisherigen Arbeit und ermög-
licht die Fortsetzung unserer Politik mit großer personeller Kontinuität. Neu in den Vorstand
gewählt wurden Frau Dr. med. Erika Goez-Erdmann aus Westfalen-Lippe und als kooptiertes
Mitglied Frau Dipl.-Psych. Ulrike Böker aus Baden-Württemberg.

Als neuer Vorsitzender im Bundesvorstand möchte ich mich kurz vorstellen: Geboren und
aufgewachsen im Landkreis Osnabrück/Niedersachsen, führte mich mein Medizinstudium nach
Bochum, Essen und Lübeck. Meine Dissertation zum Thema der Abhängigkeit von Benzodia-
zepinen wurde von Prof. Horst Dilling, Klinik für Psychiatrie der medizinischen Universität zu
Lübeck, betreut. Etwa zehn Jahre lang sammelte ich Erfahrungen in drei Kliniken für Psycho-
somatik, Psychiatrie und Psychotherapie, bevor ich mich 1997 als Facharzt für psychosomati-
sche Medizin und Psychotherapie in Detmold/Westfalen-Lippe niederließ.

Die drastischen Honorareinbrüche ab 1999 führten mich etwas später über ein berufsbeglei-
tendes Studium der angewandten Gesundheitswissenschaften an der Universität Bielefeld in die
Berufspolitik. Zunächst im Vorstand des jetzigen bvvp-WL, bin ich seit 2007 Mitglied im Bundes-
vorstand und Mitglied verschiedener Gremien auf Landes- und Bundesebene. Ich weiß also, wel-
che Aufgabe ich übernehme. Es ist eine große Verantwortung, die die Delegierten unseres Verbands
in meine Hände gelegt haben. Ich bin froh über das Vertrauen und den Rückhalt und freue mich
darauf, die Berufspolitik für uns Psychotherapeuten in und mit dem bvvp mitzugestalten.

Aber 2013 fanden nicht nur besondere Wahlen in unserem Verband statt. Auch auf der gro-
ßen politischen Bühne wurde und wird gewählt, wohl als Höhepunkt im September der Bundes-
tag. So beschäftigt sich der Schwerpunkt dieser Ausgabe auch mit den Einstellungen der Parteien
zur psychotherapeutischen Versorgung. Wir haben den fünf im Bundestag vertretenen Parteien
bzw. ihren gesundheitspolitischen Sprechern für uns wichtige Fragen gestellt – die Antworten
können Sie hier im Magazin lesen.

Jürgen Doebert macht sich Gedanken zu Aspekten der Stellungnahme der KBV zur Wahl. Das
brisante Thema der Ökonomisierung im Gesundheitswesen wird im Beitrag von Norbert Bowe
näher beleuchtet und im Artikel „Ausverkauf“ von Bernd Hontschik pointiert ausgeführt. Um
Geld, Gerechtigkeit und Rechtliches geht es bei Ulrike Böker, die über Musterverträge für ange-
stellte Psychotherapeuten schreibt. Vier Buchbesprechungen geben interessante Informationen
und vervollständigen dieses Magazin als lesenswerte Lektüre, die zum Nachdenken und zur Dis-
kussion anregen soll.

Mit freundlichen und kollegialen Grüßen,
Martin Kremser, 1. Vorsitzender des bvvp-Bundesverbands
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Mit Blick über den 
Tellerrand  

Fast 20 Jahre lang hat Frau Dr. Clever die
psychotherapeutische Berufspolitik mitge-
prägt und dabei die Positionen des bvvp
unter anderem in die Bundespolitik einge-
bracht. Unser Kontakt besteht bereits seit
vielen Jahren: Schon in meiner Zeit als
Landtagsabgeordnete, später als gesund-
heitspolitische Sprecherin der Bundestags-
fraktion Bündnis 90/Die Grünen gab es im-
mer wieder gute Gespräche oder Begeg-
nungen auf Veranstaltungen. Dabei lernte
ich die große Dialogfähigkeit von Frau Cle-
ver zu schätzen. Sie kann sich gedanklich in
die Schuhe ihres Gegenübers stellen – eine
unschätzbare Fähigkeit, die im Dialog mit
PolitikerInnen hilfreich ist und zu guten,
offenen sowie von Argumenten geprägten
Erörterungen führt. Der damit verbunde-
ne Blick über den berufspolitischen Teller-
rand und die Fähigkeit, gemeinsam durch-
zuspielen, welche (auch ungewollten) Kon-
sequenzen die eigenen Vorschläge haben
können, befruchteten die Gespräche eben-
so wie die Tatsache, einfach einer gut ge-
launten Frau gegenüberzusitzen. Ich finde
es schade, dass Frau Clever geht – und habe

gleichzeitig hohen Respekt vor ihrer Ent-
scheidung, loszulassen und andere Prio-
ritäten in ihrem Leben zu setzen. Alles Gute
auf diesem Weg! 

Birgitt Bender
ist Mitglied des 
Deutschen Bundestags
und gesundheitspolitische
Sprecherin der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Mit Gelassenheit 
und Ausdauer 

Von 2005 bis 2010 war ich Stellvertreter
von Birgit Clever in ihrer Funktion als Vor-
sitzende der Vertreterversammlung der KV
Baden-Württemberg. Erstmals hauptamt-
liche Vorstände in einer professionalisier-
ten KV, und dann gleich fünf davon! Ver-
handeln von Dienstverträgen, Gespräche
mit dem Aufsichtsministerium, Führen ei-
ner in sich gespaltenen Vertreterversamm-
lung, Abstecken der Kompetenzen von Vor-
stand und Vertreterversammlung und vie-
les andere mehr – das war keine einfache

Aufgabe. Auch die Presse hat es am Anfang
gar nicht gut gemeint. „BC“ hat mit Gelas-
senheit und unermüdlicher Ausdauer ihre
Ziele verfolgt und sehr viel erreicht. Mir als
Nachfolger erleichtert ihre Vorarbeit heu-
te meine Aufgabe, wofür ich Birgit dankbar
bin. 41 Vertreterversammlungen haben wir
in sechs Jahren gemeinsam geleitet, das
schafft Vertrauen und verbindet.

Von ihren Rücktrittsabsichten habe ich
erst am 1. März 2013 beim Frühstück vor
der KBV-VV erfahren und die Freude in
ihrer Stimme und ihrem Blick bemerkt, als
sie mir eröffnete, dass sie heute zum letz-
ten Mal eine VV der KBV besuchen werde.
Offenbar freute sie sich auf ein Leben oh-
ne Berufspolitik.

Ich wünsche ihr viel Zufriedenheit im
Beruf und – noch viel wichtiger –, dass sie
ihre neu zurückgewonnene Freiheit in vol-
len Zügen (wobei hier nicht die Deutsche
Bahn gemeint ist) genießen kann.

Dr. Frank-Dieter Braun
ist Vorsitzender der 
Vertreterversammlung der
KV Baden-Württemberg.

Abschied von der „Päpstin“ 
Da Birgit Clever sich verstärkt anderen Lebensbereichen 
zuwenden möchte, hat sie bei der letzten Vorstandswahl des
bvvp nicht mehr kandidiert. Aus diesem Anlass baten wir 
einige Personen, mit denen Birgit Clever in den letzten Jahren
regelmäßig als Gesprächspartnerin zu tun hatte, uns ein paar
Worte zu ihrem Abschied zu übermitteln.
Die Antworten lesen Sie hier

Fo
to

:P
ri

va
t

Fo
to

:P
ri

va
t

bvvp_2_2013_korrigiert.qxd  13.05.2013  21:35 Uhr  Seite 5



Projekt
Psychotherapie

06

M E I N U N G

Ein Coach für die 
Altherrentruppe 

Der bvvp und die katholische Kirche ha-
ben einen bedeutungsvollen Personen-
wechsel vollzogen. Beide Fälle verbindet der
Umstand, dass die Betroffenen mit ihrem
Schritt jeweils dokumentierten, dass sie
nicht an Ämtern hängen. Freiwillig haben
sie den Stuhl Petri bzw. des Vorsitzes des
bvvp geräumt, um Nachfolgern Platz zu
machen.

Bei der rückblickenden Bewertung ihrer
Tätigkeit bestehen jedoch erhebliche Unter-
schiede. Bedeutung und Leistungen des frü-
heren Papstes sind bekanntlich umstritten.
Eine ganz andere Bilanz weist Birgit Clever
in ihrer Funktion als bvvp-Vorsitzende auf.
Mit ihren Mitstreitern – hier vor allem Nor-
bert Bowe – hat sie ab Mitte der 1990er-Jah-
re den Verband gegründet und zum Erfolg
geführt. Die Psychotherapeuten, deren be-
rufliche Tätigkeit sich zum Teil auf das pas-
sive Zuhören beschränkt, haben zu ihrer
eigenen Überraschung entdeckt, dass sie
auch zu aktivem Handeln fähig sind.

Dem bvvp gelang es unter Clever’scher
Führung, zu einem der erfolgreichsten und
kompetentesten Berufsverbände aufzustei-
gen. Beim zehnjährigen Jubiläum in Berlin
brachten selbst Mitarbeiter von Ministe-
rien ihre Anerkennung für die professio-

nelle Lobbytätigkeit zum Ausdruck. Diese
führte auch dazu, dass auf gerichtlichem
Wege die Politik und Kassenärztlichen Ver-
einigungen in die Knie gezwungen wurden.
So wie Sigmund Freud der Psychotherapie
in der Medizin zum Durchbruch verhalf,
schaffte es der bvvp, die Psychotherapeuten
auch bei der Vergütung ihrer Tätigkeit vor
dem Hungertod zu retten und die erfor-
derliche Anerkennung finanziell durchzu-
setzen.

Andere Berufsverbände sollten beim bvvp
in die Lehre gehen, damit sie endlich lernen,
wie man kompetent und weise, mit Gespür
wie auch Humor berufspolitische Ziele
effektiv verfolgt. Birgit Clever könnte hier
als Coach ein neues und zusätzliches Be-
tätigungsfeld finden. Sie sollte sich auch
der katholischen Kirche zur Verfügung
stellen. Die Altherrentruppe der Kardinäle
würde angesichts des Auftretens von Birgit
Clever vielleicht endlich ins Nachdenken
darüber geraten, ob das Zölibat die Kirche
nicht daran hindert, eine geeignete Füh-
rungspersönlichkeit zu finden. So könnte sie
wieder in die Erfolgsspur finden. Sie müss-
te letztlich bereit werden, eine Päpstin mit
Clever’schen Qualitäten als Oberhaupt zu
akzeptieren.

Dr. Michael 
Kleine-Cosack
ist Rechtsanwalt und hat
unter anderem die
Grundsatzentscheidungen
des Bundessozialgerichts
zur Vergütung der
Psychotherapeuten 
erwirkt.

Bis in die tiefe Nacht  

Niemals hätte ich gedacht, dass der Papst
in den Ruhestand geht, und niemals, dass
Frau Clever den bvvp verlässt.

Frau Clever war für mich in unter-
schiedlichen Funktionen bei der KBV im-
mer präsent, wenn es um das Thema
Psychotherapie ging, sowohl in Sitzungen
als auch bei den verschiedenen Veranstal-
tungen der ärztlichen Selbstverwaltung. Sie
hat das Bild der Psychotherapie in der ver-
tragsärztlichen Versorgung für mich we-
sentlich mitgeprägt. Das war ihr möglich,
weil sie Positionen der Psychotherapie im-
mer deutlich und prägnant vorgetragen und
mit anhaltender Konstanz die Interessen
der Mitglieder ihres Verbands vertreten hat.
Dabei durfte ich immer wieder beobachten,
wie sie insbesondere bei Abendveranstal-
tungen die vorwiegend männlichen Man-
datsträger des KV-Systems und der KBV
mit Charme, Zähigkeit und vor allem
Standhaftigkeit bis in die tiefe Nacht hi-
nein umgarnte. Entziehen konnte man sich
ihr nur sehr schwer, und ob man wollte
oder nicht, war man in ein Gespräch über
die psychotherapeutische Versorgung ein-
gebunden. Dabei konnte sie immer mit ei-
nem enormen Detailwissen argumentieren.
Als ihr Gesprächspartner musste man stets
aufpassen, dass man nicht zu viele Zuge-
ständnisse machte.

Diese Fähigkeit war und bleibt ihr gro-
ßer berufspolitischer Erfolg. Passend dazu
gibt es im Internet ein Bild von Frau Cle-
ver, wie sie eine Marionette des Verfassers
umarmt. Bezeichnend dabei ist ihre diebi-
sche Freude, die einmal mehr dokumen-
tiert, welch erfolgreiche Strippenzieherin
Frau Clever auf der gesundheitspolitischen
Bühne war.

Dr. Andreas Köhler 
ist Vorsitzender des Vor-
stands der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung.

Fo
to

:P
ri

va
t

Fo
to

:P
ri

va
t

bvvp_2_2013_korrigiert.qxd  13.05.2013  21:35 Uhr  Seite 6



Eine Interessenvertreterin,
wie man sie sich wünscht 

„Ein Abschied verleitet immer dazu, etwas
zu sagen, was man sonst nicht ausgespro-
chen hätte“ – so hat es Eufemia von Ad-
lersfeld-Ballestrem einmal treffend be-
schrieben. Deshalb möchte ich an dieser
Stelle mein Bedauern über die Verabschie-
dung von Frau Dr. Birgit Clever aus dem ak-
tiven Verbandsleben der Verbandspsycho-
therapeuten zum Ausdruck bringen.

Bei ihrer Arbeit hatte sie immer die Inte-
ressen von Psychotherapeuten und Patien-
ten gleichermaßen im Blick, was ihr viel
Achtung und Anerkennung eingebracht hat.
Über die Jahre hinweg habe ich als Ge-
sundheitspolitiker ihre Kompetenz, Grad-
linigkeit und Verlässlichkeit zu schätzen ge-
lernt. Sie hat Themen gezielt angesprochen
und keine tendenziösen Aussagen getrof-
fen oder überzogene Forderungen gestellt.
Wenn Frau Dr. Clever etwas aufs Tapet
brachte, dann wusste man: Die Aussagen
stimmen, und es besteht tatsächlich Hand-
lungsbedarf. Kurzum, sie war eine Interes-
senvertreterin, wie man sie sich als Politi-
ker nur wünschen kann. Für die vielen 
konstruktiven Jahre und die gute Zu-
sammenarbeit möchte ich an dieser Stelle
ganz herzlich Danke sagen.

Ich wünsche Ihnen, Frau Dr. Clever, für
die Zukunft weiterhin viel Tatkraft und al-
les Gute.

Wolfgang Zöller
ist Mitglied des 
Deutschen Bundestags
und Patienten-
beauftragter der 
Bundesregierung.

Niemals einseitig 
Partei ergriffen  

Mit Frau Dr. Clever verbindet mich eine
lange berufliche Zusammenarbeit zunächst
in der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
und später im Ausschuss Gesundheitsziele
der GVG. Die Zusammenarbeit in der KBV
war durch die mit dem Psychotherapeu-
tengesetz 1999 eingeleitete Integration
Psychologischer Psychotherapeuten und
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten in die vertragsärztliche Versorgung ge-
prägt. Dabei gab es sowohl im Gesetzge-
bungsverfahren als auch in der Umsetzung
erhebliche Rückschläge.

Insbesondere die 2000 eingeführte ge-
setzliche Budgetierung der vertragsärzt-
lichen Gesamtvergütung mit der Zuord-
nung der psychotherapeutischen Versor-
gung unter das Teilbudget für die
fachärztliche Versorgung hat zu erheblichen,
auch gerichtlichen Auseinandersetzungen
geführt, die den notwendigen Integra-
tionsprozess empfindlich gestört haben.
Frau Clever war für mich als damaliger

HGF der KBV eine großen Unterstützung,
weil sie als Vorsitzende eines Verbands, dem
sowohl Ärztliche als auch Psychologische
Psychotherapeuten als Mitglieder angehö-
ren, nicht einseitig Partei ergriffen, sondern
als Ärztin eine ausgleichende Position ein-
genommen hat. Allerdings hat sie sich im-
mer für die gleichberechtigte Stellung bei-
der Berufe nicht nur in der Berufsausübung,
sondern auch im Mitgliedsstatus in den
KVen eingesetzt.

Ihr außerordentliches Engagement in die-
ser Angelegenheit hat ihr in beiden Lagern
nicht immer nur Freunde gemacht. Ich ha-
be gerade dieses Engagement besonders ge-
schätzt und war deswegen als Vorsitzender
des Ausschusses Gesundheitsziele der GVG
sehr dankbar, dass Frau Clever sich bereit
erklärt hat, die Leitung der Arbeitsgruppe
zur Einführung des nationalen Gesund-
heitsziels „depressive Erkrankungen ver-
hindern, früh erkennen, nachhaltig behan-
deln“ zu übernehmen. Sie hat diese Aufga-
be mit einem ebenso großen Engagement
wahrgenommen und mit großem Erfolg
abgeschlossen. Mein großer Dank für ihren
Einsatz und alle guten Wünsche für die Zu-
kunft begleiten sie daher auf ihrem weite-
ren Lebensweg.

Dr. Rainer Hess 
war von 2004 bis 2012
unparteiischer Vorsitzen-
der des Gemeinsamen
Bundesausschusses.
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Neuer Vorstand des 
bvvp gewählt

In Fulda versammelten sich die Delegier-
ten der im bvvp zusammengeschlossenen
Landesverbände Anfang März 2013 zu ih-
rer jedes halbe Jahr stattfindenden Sitzung.
Eine der Hauptaufgaben der Delegierten
war die turnusgemäße Wahl eines neuen
Vorstands.

Gewählt wurde als neuer Vorsitzender
Dr. med. Martin Kremser. Er ist langjähri-
ger Vorsitzender des bvvp-Landesverbands
in Westfalen-Lippe (bvvp-WL) und war be-
reits mehrere Jahre lang im Bundesvorstand
des bvvp tätig. Kremser engagiert sich viel-
fältig. Er ist Mitglied im beratenden Fach-
ausschuss Psychotherapie der KBV und  der
KV Westfalen-Lippe, kümmert sich als Mit-
glied in der Kommission für Qualitätsma-
nagement unter anderem um die Quali-
tätssicherung in Psychotherapiepraxen und

hat noch weitere Aufgaben im Berufungs-
ausschuss, im Satzungsausschuss der KV
Westfalen-Lippe sowie im Bezirksstellen-
beirat Detmold. Zudem ist er ehrenamt-
licher Richter beim Sozialgericht Detmold.

Stellvertretende Vorsitzende bleiben Mar-
tin Klett (KJP) und Dipl.-Psych. Jürgen
Doebert. Weitere Vorstandsmitglieder sind
wie bisher Ariadne Sartorius (KJP), Dipl.-
Psych. Tilo Silwedel, Dr. med. Reinhold
Hildmann sowie als neu Gewählte Frau Dr.
med. Erika Goez-Erdmann. Als kooptierte
Vorstandsmitglieder arbeiten neu Dipl.-
Psych. Ulrike Böker und weiterhin Dipl.-
Psych. Dipl.-Päd. Yvo Kühn und Dr. phil.
Frank Roland Deister sowie der bewährte
Referent Norbert Bowe (Arzt) mit. Damit
wurde der Prozess des Übergangs der Füh-
rung des bvvp auf eine neue Generation
fortgeführt und gleichzeitig sichergestellt,
dass erfahrene Berufspolitiker die Konti-
nuität der Verbandspolitik wahren.
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Von links:
Dr. med. Reinhold Hildmann,
Dr. med. Erika Goez-Erdmann,
Dipl.-Psych. Tilo Silwedel,
Dipl.-Psych. Jürgen Doebert,
Dr. med. Martin Kremser,
Ariadne Sartorius, Martin Klett

Von Tilo Silwedel, Vorstandsmitglied des bvvp 
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Die Mitgründerin und langjährige Vorsit-
zende des bvvp kandidierte nicht wieder
für den Vorstand. Sie möchte sich jetzt an-
deren Lebensbereichen zuwenden. Damit
geht eine Ära in der Verbandsgeschichte
des bvvp und seiner Landes- und Regio-
nalverbände zu Ende. Dementsprechend
wurde der Abschied im Rahmen der DV
des bvvp in Fulda zu einer Würdigung Bir-
git Clevers und ihrer Arbeit. Anknüpfend
an eine Fotomontage vom zehnjährigen Ju-
biläum des bvvp, in der Birgit Clever als re-
volutionäre Anführerin Marianne darge-
stellt war, kam eine besondere Variation der
Marseillaise zur Uraufführung: Die von Ur-
sula Meier-Kolcu und Ariadne Sartorius
getextete „Cleveraise“ sangen und musi-
zierten der „bvvp-Delegiertenchor“ und das
„Instrumentalensemble“. In einer Theater-

aufführung wurde der Übergang von der
alten Vorstandszusammensetzung zum
neuen Vorstand sinnlich und in allen emo-
tionalen Facetten bewegend dargestellt.
Ariadne Sartorius gab eine Galavorstellung
ihrer Zauberkünste, in der es ihr gelang,
Birgit Clevers „energetische Kräfte“ auf
Martin Kremser übergehen zu lassen und
für Clever neue Möglichkeiten von Inspi-
ration und Kreativität jenseits der Niede-
rungen der Berufspolitik zu schaffen. Die
sehr persönlichen Abschiedsreden von
Norbert Bowe, Regine Simon und Birgit
Clever ließen für alte und neue Delegierte
die fast 20-jährige Geschichte des bvvp le-
bendig werden.
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Abschied von der langjährigen 
Vorsitzenden Birgit Clever 

15 Sitzungen Kurzzeit-
therapie sind zu wenig!

Im Handel um neue Psychotherapeuten-
sitze haben sich die Kassen eine sogenannte
Weiterentwicklung der Psychotherapie-
Richtlinien ausbedungen. Die Kranken-
kassen haben hierfür ein Konzept veröf-
fentlicht. Eine hierin vorgeschlagene Ver-
kürzung der Kurzzeittherapie von 25 auf
15 Sitzungen wird vom bvvp fachlich-sach-
lich als ungeeignete Maßnahme angese-
hen. Vor weitreichenden Entscheidungen
über eine Veränderung der Maximalkon-
tingente sollten die vorliegenden Daten
zum realen Abrechnungsverhalten der
Psychotherapeuten ausgewertet werden,
um genaue Vorstellungen von der Versor-
gungsrealität zu ermöglichen. Der bvvp
stellt schon seit über zehn Jahren die For-
derung, insbesondere in der VT kleinteili-
ge Bewilligungsschritte im Gutachterver-
fahren wegzulassen.

bvvp Delegiertenversammlung
unterstützt weitere intensive
Mitarbeit an der 
Leitlinienentwicklung

Derzeit befinden sich viele für die Psycho-
therapie besonders relevante Leitlinien in
verschiedenen Entwicklungsstufen, zum
Beispiel zu Angsterkrankungen, Zwangs-
erkrankungen, unipolaren Depressionen
und depressiven Störungen des Kindes-
und Jugendalters sowie zur Störung des
Sozialverhaltens. Die intensive Beschäfti-
gung mit diesem Thema ist unerlässlich,
weil Leitlinien immer stärker zur Grund-
lage für Therapieempfehlungen und auch
in die Aus- und Weiterbildung einbezogen
werden. Sie werden in der Öffentlichkeit
und Gesundheitspolitik wahrgenommen
und haben einen nicht zu unterschätzen-
den Einfluss auf das Verständnis von
Psychotherapie. Die Mitarbeit in den Kon-
sensuskonferenzen muss darauf zielen, die
Aushebelung der Langzeittherapieverfah-
ren und den in den PT-Richtlinien veran-
kerten ätiologischen Ansatz zu verhindern.
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___ Gerade im letzten Jahrzehnt hat der
Glaube an die sich selbst regulierenden
Kräfte des Marktes die Politik bestimmt
– auch im Gesundheitswesen, das mittels
segensreicher ökonomischer Mechanis-
men zukunftstauglich gemacht werden
sollte. Wettbewerb unter Kassen, unter
Leistungserbringern, Schwächung oder
gar Auflösung der KVen, Einführung von
Konkurrenz und Wirtschaftsmacht durch
von Firmen gegründete MVZs, durch Kli-
niken in der Hand von Investoren und
durch die Ermöglichung von Selektiv-
verträgen, die den früheren Kollektivver-
trag ersetzten: All dies sollte die Versor-
gung verbessern, und das alles noch zu ei-
nem günstigeren Preis.

Mittlerweile – nach dem Dauer-Crash
der Finanzmärkte, nach Wirtschafts- und
Staatsverschuldungskrisen – ist in der
großen Politik nicht nur Ernüchterung
eingekehrt, sondern zum Teil auch ein
Umdenken erkennbar: Statt weiterer De-
regulierung das Wort zu reden, wird
Handlungsbedarf anerkannt, Regelungen
für einen entfesselten Markt (wieder) ein-
zuführen.

Es ist allerdings noch offen, ob diese
Revision auch in der Gesundheitspolitik
zum Tragen kommen wird. Dabei sind
dort die Schäden bisweilen alarmierend.

Projekt
Psychotherapie
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Film über die unhaltbare 
Situation der 
PsychotherapeutInnen 
in Ausbildung

Ein Ergebnis der verbändeübergreifenden
Unterstützung der PiAs ist ein Film, an
dem auch der bvvp aktiv beteiligt war. Er
ist zu sehen auf der Homepage. In ihrer
Vorstandsarbeit im bvvp hat Ariadne
Sartorius die Arbeit an den PiA-Themen zu
einem Schwerpunkt gemacht. Sie ist daher
Ansprechpartnerin für diese Fragen:
ariadne.sartorius@bvvp.de 

Umzug nach Berlin 
wird geplant 

In einer Grundsatzentscheidung sprachen
sich die Delegierten auf Vorschlag des Vor-
stands dafür aus, die Geschäftsstelle des
bvvp von Freiburg nach Berlin zu verle-
gen. Seiner wichtigen Rolle in der Berufs-
politik entsprechend soll der bvvp nach
dem Willen der Delegierten nun auch in
Berlin präsent sein. Die beiden langjährig
bewährten Mitarbeiterinnen aus der Ge-
schäftsstelle in Freiburg, Frau Stickel und
Frau Tonk, sind bereit, mit nach Berlin zu
gehen, sodass personell die Kontinuität in
der Betreuung der Geschäftsstelle gewähr-
leistet ist. Räumlichkeiten sollen möglichst
bald gesucht werden.

Thesen des bvvp 
zur Ausbildungsreform

Der bvvp hat Thesen zu den Ausbildungs-
kriterien entwickelt, anhand derer die Eig-
nung der vorhandenen Modelle geprüft
werden soll. Die Thesen sind auf der
Homepage des bvvp zu finden.

Extrabudgetäre 
Vergütung

Der bvvp begrüßt die Entscheidung des
Bewertungsausschusses, die genehmi-
gungspflichtigen Leistungen sowie die pro-
batorischen Sitzungen aus der morbidi-
tätsgebundenen Gesamtvergütung hinaus-
zunehmen und damit durch die ab 2013
geltende extrabudgetäre Vergütung dieser
Leistungen das Mengenrisiko für die Leis-
tungen der neu hinzukommenden Psy-
chotherapeuten zu den Kassen zu ver-
schieben. Weiterhin setzt sich der bvvp da-
für ein, dass auch die versorgungspolitisch
wichtigen nichtgenehmigungspflichtigen
Leistungen in vollem Umfang vergütet wer-
den. Leider ist dies nicht in allen KVen der
Fall.

Umsetzung der Beschlüsse des
Bewertungsausschusses zur
Bedarfsplanung

Der bvvp sieht in den Beschlüssen des
Bewertungsausschusses zur Bedarfspla-
nung einen deutlichen Schritt in die
richtige Richtung: Etwa 1.200 neue Psycho-
therapeutensitze können geschaffen wer-
den, wenn regionale Gestaltungsmög-
lichkeiten entsprechend genutzt werden.
Angesichts der Tatsache, dass die Be-
rechnungen in der Bedarfsplanung aber
weiterhin auf den insuffizienten Zahlen
des Jahres 1999 fußen, sieht der bvvp
deutlichen weiteren Bedarf nach Rege-
lungen, die die Niederlassung von Psycho-
therapeuten in zwar formell überversorg-
ten, aber in Wahrheit unterversorgten
Gebieten ermöglicht. Eine Absage erteilt
der bvvp der ebenfalls vorgesehenen Mög-
lichkeit, im großen Stil in nominell über-
versorgten Gebieten Sitze nicht mehr aus-
zuschreiben und die Inhaber durch die KV
zu entschädigen.

K U R Z M E L D U N G E N  A U S  D E R  B E R U F S P O L I T I K  
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Das Beispiel des – auch ökonomischen –
Scheiterns der Privatisierung der Universi-
tätsklinik Marburg-Gießen wird von Bernd
Hontschik in dieser Ausgabe deutlich vor
Augen geführt (siehe Seite 15).

Nicht weniger folgenreich ist der kollek-
tivvertragersetzende Psychiatrie-Neurolo-
gie-Psychotherapie-Vertrag (PNP-Vertrag)
in Baden-Württemberg. Hier kann exem-
plarisch studiert werden, wie Firmeninte-
ressen auf das gesamte Feld der Weiterent-
wicklung der Versorgung Einfluss nehmen.

Es ist einleuchtend, dass ein Vertrag sich
lohnen muss: für die Leistungserbringer, weil
sie sonst kein Motiv hätten, ihm beizutreten,
für die Geldgeber – in diesem Fall Medi e.V.
und Medi-Verbund –, die nach hohen Ent-
wicklungskosten auch an Einfluss und Ge-
schäftsfeldern hinzugewinnen wollen. Doch
die Frage, ob auch die Patienten zu den Ge-
winnern zählen, sollte eigentlich offen disku-
tabel und letztlich entscheidend sein.

In diesem Punkt gingen und gehen die
Meinungen auseinander, wie sich am Bei-
spiel der Einschreiberegelung für Patienten
zeigt, insbesondere der sogenannten Ad-hoc-
Einschreibung: Dabei wird ein Patient schon
beim ersten Therapeutenkontakt zu einem
Vertragsbeitritt bewegt: Kann er zu diesem
Zeitpunkt – oft gerade in einer akuten Kri-
se befindlich – die notwendigen umfangrei-

chen Informationen über den Vertrag über-
haupt aufnehmen und eine fundierte Ent-
scheidung treffen? Wie soll er für sich ab-
schätzen können, ob eine analytische Lang-
zeittherapie für ihn erforderlich sein könnte,
die außer bei Vorliegen einer Persönlich-
keitsstörung (was etwa fünf Prozent der Pa-
tienten betrifft) im Vertrag nicht angeboten
wird? Kann er sich auf den Therapeuten als
Anwalt seiner Interessen verlassen, wenn
dieser verpflichtet ist, den Vertrag zu be-
werben, und wenn dessen Eigeninteresse ei-
ner höheren Vergütung im Spiel ist? Und
was bedeutet die eingeschränkte Auswahl
an Vertragsbehandlern für mitunter thera-
pieentscheidende Passungsfragen? 

In einem von Firmeninteressen 
gesteuerten Gesundheitssystem 
kommen die Interessen der Patienten
häufig zu kurz 

Wie sehr eine offene Debatte über derarti-
ge Fragen mit Vertragsinteressen kollidiert,
haben die harten Bandagen gezeigt, mit de-
nen Medi e.V., Medi-Verbund und AOK Ba-
den-Württemberg gegen zwei der darge-
legten patientenrelevanten Einwände mittels
Unterlassungsaufforderung und schließlich
Klage mit hoher Strafandrohung vorge-
gangen sind. Kein Dialog, sondern juristi-
sche Schritte mit hohen Strafandrohungen

– diese Richtung folgt einer inneren Logik:
Störende Fragen zur Güte der Verträge kön-
nen zu riskanten Starthindernissen werden.
Derjenige, für den die Klage- und Rechts-
anwaltskosten zuerst zu teuer werden, sitzt
dann am kürzeren Hebel.

Der von Verbändeseite erreichte juristi-
sche Erfolg vor dem Landesgericht Heidel-
berg (das Urteil vom 28.01.2013 wies die
Klage in allen rechtlich relevanten Punkten
zurück) bedeutet daher noch keine Wende
zum Besseren: Die von Medi und AOK ein-
gelegte, vermutlich eher aussichtslose Be-
rufung wird jedenfalls die Prozesskosten
weiter nach oben schrauben. Damit lässt
sich ein Exempel statuieren, was es kosten
kann, wenn man seine Meinung frei äußert
und sich mit Kritik vorwagt.

Ein Klima der Verunsicherung ist die Fol-
ge. Vor allem aber macht die gerichtliche
Auseinandersetzung eines klar: In einem
Gesundheitssystem, das zum Teil von Fir-
meninteressen gesteuert wird, können ein-
zelne oder ideell ausgerichtete Verbände
rasch in Konflikt mit mächtigen Firmen ge-
raten, deren Form der Schadensabwehr der
Logik ihrer Marktinteressen gehorcht, die
nicht unbedingt mit Versorgungsinteressen
konform gehen. Deformierende Auswir-
kungen auf das Versorgungsgeschehen sind
daher systemimmanent. ___
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Ein Klima 
der Verunsicherung 
Die Revision der Markteuphorie des letzten Jahrzehnts
bedarf dringend auch eines vertieften Nachdenkens 
über die Ausrichtung der Gesundheitspolitik.
Die Deregulierung der Versorgung hat zum Teil 
alarmierende Schäden hinterlassen 
Von Norbert Bowe, Vorstandsreferent bvvp
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Dieses Projekt und der folgende Artikel 
befassen sich mit der Fragestellung, was bei
einer Anstellung zu berücksichtigen ist und
wie ein Anstellungsvertrag aussehen kann.
Hintergrund sind eigene Erfahrungen als
ehemals in verschiedenen Praxen angestellte
und inzwischen niedergelassene Psycho-
therapeutin. Marianne Funk (Vorsitzende
bvvp-BW) arbeitete intensiv an diesem
Projekt mit. Dabei entstand ein Muster-
vertrag, den wir aus haftungsrechtlichen
Gründen jedoch nicht veröffentlichen können.

___ Für die finanziellen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen einer Einzel-
praxis wäre eigentlich ein Honorarvertrag
geeignet. Dies ist jedoch nicht möglich, da
die Weisungsbefugnis des Praxisinhabers
eine verpflichtende Forderung der KV ist,
die im Honorarvertrag nicht verankert wer-
den kann. Es geht also um die Weisungs-
bindung und nicht primär um das Thema
Scheinselbstständigkeit.

Als alternatives Konzept gibt es das Job-
sharing, bei dem beide Beteiligten gleich-
wertige Partner sind und Gesellschafter-
verträge abgeschlossen werden. Hier soll es
aber um eine reguläre Anstellung gehen.
Sicherstellungsassistenten unterliegen an-
deren Regelungen, die hier ebenfalls nicht
dargestellt werden.

Vorbemerkungen
Durch die Ausbudgetierung unterliegt nur
noch ein sehr kleiner Teil der Leistungen ei-
ner möglichen Quotierung, was die Rah-
menbedingungen für eine Anstellung sehr
verbessert. Kritisch bleiben die Deckelung
des Leistungskontingents, der Ausfall der
Honorarumsätze bei Erkrankung des An-
gestellten und die Ausfälle, die durch Pa-
tienten verursacht werden. Deshalb ist zur
Vorsicht geraten, wenn man durch eine An-
stellung seine Existenz absichern oder Ge-
winn erzielen möchte.

Bei den Überlegungen zu einem Muster-
vertrag ging es darum, die Risiken des Pra-
xisinhabers zu minimieren und gleichzei-
tig Bedingungen zu schaffen, bei denen der
Arbeitnehmer von seinem tatsächlich er-
wirtschafteten Honorarumsatz auch ange-
messen profitiert. Natürlich berücksichtigt
der Mustervertrag als Grundlage die ge-
setzlichen Bestimmungen für Arbeitsver-
träge wie Lohnfortzahlung bei Krankheit
oder bezahlten Urlaub.

Grundsätzliche Bestimmungen 
bei einer Anstellung 
Sobald man jemanden in einem gesperr-
ten Gebiet anstellt, wird das Leistungsvo-
lumen der Praxis entsprechend der Be-
darfsplanungsrichtlinie des G-BA durch

den Zulassungsausschuss festgelegt und von
der KV kontrolliert. Für die gesamte Zeit
der Anstellung gilt eine Leistungsober-
grenze, die sich nach dem Leistungsbedarf
der letzten vier Quartale vor der Anstel-
lung richtet, für die bereits ein Abrech-
nungsbescheid der KV vorliegt. Als Steige-
rung sind drei Prozent des Leistungsbedarfs
des Fachgruppendurchschnitts des jeweili-
gen Vorjahrsquartals erlaubt. Alle darüber
hinaus abgerechneten Leistungen werden
komplett gestrichen.

Es muss Fachidentität bestehen. Die the-
rapeutische Ausrichtung spielt bei einer An-
stellung keine Rolle, da der Angestellte sei-
ne eigene, lebenslange Arztnummer erhält
und somit eine eigene Genehmigung für
Abrechnungsziffern besitzt. Die Leistungen
sind also im Abrechnungsprogramm klar
zuzuordnen.

Bei einer Anstellung betragen die Kosten
der Genehmigung, inklusive des Eintrags
ins Angestelltenregister, 920 Euro.

Arbeitszeit
Wichtig ist die Unterscheidung zwischen
wöchentlicher Gesamtarbeitszeit und real in
Therapiesitzungen erbrachter Behand-
lungszeit. Dazu sollte der Praxisinhaber zu-
nächst definieren, wie viele Therapiesit-
zungen der Angestellte realisieren soll. Hier-

Geringes Risiko,
angemessener Profit 
Überlegungen zur Entwicklung eines 
Mustervertrags für in Praxen angestellte 
Psychotherapeuten 
Von Ulrike Böker, kooptiertes Mitglied im Bundesvorstand des bvvp 
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bei ist von insgesamt 40 Arbeitswochen im
Jahr auszugehen; Urlaub, Feiertage und vier
Wochen Abwesenheit aus anderen Grün-
den werden somit im Vorfeld einkalkuliert.
Die Behandlungszeit, die pro Woche ange-
boten wird, muss höher sein als die zu re-
alisierenden Sitzungen, um die Ausfälle zu
berücksichtigen, die von Patienten bei Er-
krankung oder in Urlaubszeiten ausgehen.
Außerdem sollte zusätzliche Zeit für Nach-
bereitungen, die Antragstellung und andere
organisatorische Notwendigkeiten hinzu-
gerechnet werden.

Eine halbe Stelle mit 20 Arbeitsstunden
pro Woche könnte 17 angebotene und 
14 tatsächlich  realisierte Therapiesitzungen
beinhalten.

Bezahlung
Als die schwierigste Aufgabe erwies sich die
Berechnung des Bruttogehalts. Alle Über-
legungen, um eine für beide Seiten gerechte
Regelung zu finden, sprachen letztlich ge-
gen ein im Vorhinein festgelegtes und in-
variables Gehalt. Stattdessen wurde im Mus-
tervertrag ein Modell gewählt, bei dem das
Gehalt als prozentualer Anteil am tatsäch-
lich erwirtschafteten Honorarumsatz des
Angestellten errechnet wird.

Dieses Gehalt basiert auf einem festen,
relativ niedrigen Grundgehalt, das der An-
gestellte sehr wahrscheinlich immer er-
wirtschaftet. Dieses Grundgehalt wird er-
gänzt durch einen Ertragsanteil, also eine
leistungsabhängige Komponente. Diese bei-
den Komponenten ergeben dann zusam-
men den im Vertrag festgelegten prozentu-
alen Anteil am realen Umsatz und somit
das monatliche Bruttogehalt:
Bruttogehalt = Grundgehalt + Ertragsanteil
= prozentualer Anteil am Honorarumsatz

Zur Berechnung des Grundgehalts wird ein
durchschnittliches Behandlungshonorar
pro Stunde von 73 Euro angesetzt, was sich
als Mischkalkulation aus nichtgenehmi-
gungspflichtigen und genehmigungspflich-
tigen Leistungen berechnet. Außerdem wird,
wie bereits dargestellt, von insgesamt 40 Ar-

Kosten für den Praxisinhaber durch die Anstellung

1. Bruttogehalt (Grundgehalt plus Ertragsanteil) 
2. Arbeitgeberanteil an den Sozialversicherungen (ca. 20 % des Bruttogehalts) 
3. Umlageversicherungen für Krankheit und Schwangerschaft 

(ca. 4 % des Bruttogehalts) 
4. Bezahlter Urlaub (ein Monatsgehalt) 
5. Anteil der Gehaltsfortzahlung bei Krankheit (20 % des Bruttogehalts) 
6. Beitrag zur Berufsgenossenschaft 

(120 Euro im Jahr bei einem Bruttogehalt von 2.000 Euro) 
7. Arbeitsschutzbetreuung (ca. 150 Euro alle fünf Jahre) 
8. Zusätzlicher Verbrauch von Strom, Wasser, Heizung, Telefon, Materialien 
9. Genehmigung der regulären Anstellung bei der KV (920 Euro) 
10. Monatliche Gehaltsabrechnungen beim Steuerberater (etwa 15 Euro) 
11. Eventuelle Erweiterung der Berufshaftpflichtversicherung 

Es geht darum,
die Risiken des 
Praxisinhabers 
zu minimieren 
und gleichzeitig 
dafür zu sorgen,
dass der 
Arbeitnehmer 
angemessen 
profitiert 

beitswochen im Jahr ausgegangen. Als Stun-
denzahl wird die Hälfte der zu realisieren-
den Therapiesitzungen veranschlagt. 50 Pro-
zent des so errechneten Honorarumsatzes
gelten dann als festes Grundgehalt, das in
jedem Fall ausbezahlt wird.

Somit wäre das bei einer halben Stelle
mit 14 zu realisierenden Sitzungen:

7 (Stunden) x 40 (Wochen) x 73 Euro =
20.440 Euro Honorarumsatz pro Jahr;
davon 50 % = 10.220 Euro

Das sind pro Monat 850 Euro 
Grundgehalt.

Zur Berechnung des Ertragsanteils wird am
Ende jedes Monats der im Vertrag festge-
legte Prozentsatz des vom Arbeitnehmer
erwirtschafteten monatlichen Honorar-
umsatzes an genehmigungspflichtiger
Psychotherapie und probatorischen Sit-
zungen errechnet, abzüglich des Grundge-
halts.

Sobald der Abrechnungsbescheid der KV
vorliegt, kann dann eine ganz exakte Ab-
rechnung erfolgen und gegebenenfalls der
restliche Betrag ausbezahlt werden.
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Die Kosten für die Bereitstellung des Ar-
beitsplatzes in der Praxis können sehr
unterschiedlich ausfallen und müssen da-
her individuell berücksichtigt werden. Sie
können jedoch nicht als Anteil der steuer-
lich dokumentierten Praxiskosten des Pra-
xisinhabers geltend gemacht werden, da der
Praxisinhaber auch persönliche Kosten wie
beispielsweise Supervision hat.

Unten stehende Tabelle gibt, ausgehend
von 14 realisierten Therapiestunden in 
40 Wochen, also einer halben Stelle, einen
Überblick über Honorarumsatz, Brutto-
gehalt bei einer Umsatzbeteiligung von 
50 Prozent und zusätzliche Kosten für den
Praxisinhaber. Diese 50 Prozent entspre-
chen einem Gehalt TVöD 14, Stufe 1, was
mindestens ausbezahlt werden sollte, wenn
man den Angestellten korrekt und für
Psychotherapeuten angemessen entlohnen
möchte. Eine mögliche Arbeitsunfähigkeit
wurde dabei im Umfang von zwei Wochen
berücksichtigt. Der bezahlte Urlaub muss
als zusätzlicher Posten gerechnet werden.

U1 finanziert werden. Es verbleiben aber
20 Prozent der Kosten, und der Ausfall der
Einnahmen kann nicht versichert werden.

Der Angestellte hat einen Anspruch auf
Gehaltsfortzahlung bei Krankheit und
außerdem Anspruch auf bezahlten Urlaub.
Die rechtlichen Bestimmungen sehen vor,
dass sich die Gehaltsfortzahlung bei Krank-
heit aus dem Durchschnittsgehalt der vo-
rangegangenen drei Monate berechnet, der
bezahlte Urlaub aus dem Durchschnittsge-
halt der vorangegangenen 13 Wochen. Als
Berechnungsgrundlage dient also nicht nur
das Grundgehalt, sondern das tatsächlich
ausbezahlte Bruttogehalt. Nach Ende der
sechsten Woche übernimmt dann die Kran-
kenkasse die Zahlung in Form von Kran-
kengeld.

Ein anderes Risiko sind die Behand-
lungsausfälle, die von Patienten verursacht
werden und die nur zum Teil durch Aus-
fallhonorare oder Ersatztermine aufgefan-
gen werden können.

Sicherheiten für den Praxisinhaber
Die Festlegung des Gehalts als Anteil am
tatsächlichen Umsatz stellt für den Praxis-
inhaber eine gute Sicherheit dar. Der An-
gestellte hat damit gleichermaßen ein Inte-
resse daran, dass die vereinbarte Zahl an
Therapiesitzungen auch realisiert wird.

Um als Arbeitgeber bei Krankheit oder
Schwangerschaft eines Angestellten abge-
sichert zu sein, gibt es die Pflichtversiche-
rungen U1 und U2. Durch diese Umlage-
verfahren erhalten Kleinunternehmen Auf-
wendungen für die Lohnfortzahlung
erstattet. Bei der U1 werden 80 Prozent der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ab dem
ersten Tag, bei der U2 100 Prozent der
Lohnfortzahlung bei Schwangerschaft er-
stattet. Außerdem gibt es noch die Umlage
für Insolvenz.

Wir hoffen, dass ein solcher Vertrag zu ei-
ner Win-win-Situation führt, mit der bei-
de Vertragspartner zufrieden sein können.
Die Geschäftsstelle des bvvp-BW steht für
nähere Auskünfte und Beratung gerne zur
Verfügung. ___

Beispielkalkulation Honorarumsatz und Arbeitgeberkosten 

Umsatz: 40.000 Euro
Höhe des umsatzabhängigen Gehaltsanteils: 50 %
Umsatzabhängiges Gehalt: 20.000 Euro
Gesamt-Bruttojahresgehalt inklusive Urlaub: 21.818 Euro
Bruttomonatsgehalt: 1.818 Euro
Davon Grundgehalt: 850 Euro

Vom Arbeitgeber zusätzlich zum umsatzabhängigen Gehalt zu tragende Kosten:
Gehaltsfortzahlung im Urlaub: 1.818 Euro
Sozialversicherungen 20 %: 4.363 Euro
Umlageversicherungen 4 %: 872 Euro
Gehaltszuzahlungen bei Krankheit: 181 Euro
Sonstige Kosten für die Arbeitsstelle pauschal: 1.200 Euro
Zusätzliche Kosten insgesamt: 8.434 Euro

Gesamtkosten für den Arbeitgeber: 28.434 Euro
Es verbleiben für den Arbeitgeber pro Jahr: 11.566 Euro
Es verbleiben pro Monat: 963 Euro

Die größte 
Herausforderung
war die Berechnung
des Bruttogehalts.
Der Königsweg: 
ein variabler Anteil
am tatsächlich 
erwirtschafteten 
Honorarumsatz 

Der Betrag, der dem Arbeitgeber bleibt,
fließt dem Honorarumsatz der Praxis zu, ist
also kein Gewinn. Davon müssen noch die
Praxiskosten abgezogen werden, deren Hö-
he von der jeweiligen Praxis abhängt.

Risiken für den Praxisinhaber
Das größte Kalkulationsrisiko ist die mög-
liche Arbeitsunfähigkeit des Angestellten.
Zwar können die Gehaltskosten dann zu
80 Prozent über die Umlageversicherung
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___ Ein Gespenst geht um in Deutschlands
Kliniken, das Gespenst der Privatisierung.

2004 wurden Krankenhausleistungen von
Tagessätzen auf Diagnosepauschalen umge-
stellt. Seither mehren sich die Alarmsignale.
2009 schrieben 16 Marburger Ärzte über ei-
ne „Drehtürmedizin“ in den Universitätskli-
niken, über steigende Fallzahlen bei maximal
verkürzten Liegezeiten. 2010 warnten acht
Oberärzte der Universitätskinderklinik Mar-
burg vor der massiven Leistungserweiterung
ohne ausreichendes Personal. 2011 veröf-
fentlichten knapp 700 Ärzte des Klinikkon-
zerns Helios einen verzweifelten Aufruf an
die Konzernleitung. Sie schrieben von ihrem
täglichen Kampf mit betriebswirtschaftlichen
Vorgaben, der an die Stelle medizinisch mo-
tivierter Entscheidungen getreten sei.

In meiner Kindheit ging es sonntags
manchmal richtig weit hinaus, mindestens bis
zum Vogelsberg, gerne auch mal in die Rhön.
Auf der Wasserkuppe schauten wir begeistert
den Segelfliegern zu. Rhön, das war für mich
ein Wort voller schöner Erinnerungen an Fa-
milienurlaube. Bis Roland Koch kam.

Seit Hessen die Universitätskliniken Mar-
burg und Gießen an einen Klinikkonzern na-
mens Rhön verkauft hat, fallen mir ganz an-
dere Dinge ein, wenn ich das Wort höre: in-
dividueller Haustarifvertrag, Aufkauf von
Kassenarztsitzen zur Gründung konzerneige-
ner Versorgungszentren, der Ex-SPD-Sprecher
Steibli als Pressesprecher, verfassungswidrige
Überleitungen der Arbeitsverträge, unbezahlte
Überstunden, ausgedünnte Personaldecke,
Schließung „unrentabler“ Abteilungen,Aushil-
fen statt qualifizierten Personals. Die Klinik-
direktoren machen das Geschäftsmodell der

Rhön AG für ihr offenkundiges Scheitern ver-
antwortlich – in sechs Jahren gab es 15 kauf-
männische Geschäftsführer. Wir sprechen von
einer Universitätsklinik! 

In Gießen und Marburg sollten weitere
500 Angestellte entlassen werden. Man lasse
sich die Begründung auf der Zunge zergehen:
„Das Klinikum befürchtet eine Belastung des
geplanten Ergebnisses von mehr als zehn
Millionen Euro“, sagte Herr Steibli im Fe-
bruar 2012. Wieso ist es eigentlich nicht straf-
bar, sich am Eigentum der Krankenversi-
cherten mit zehn Millionen Euro zu ver-
greifen, um Aktionäre zu bedienen? 

Rhön, das war für mich ein Wort voller
schöner Erinnerungen an Kindheit und
Familienurlaube. Bis Roland Koch kam 

Roland Koch ist inzwischen gegangen. Zu-
rück auf null also. Der Verkauf der Rhön-Kli-
niken an den Konkurrenten Fresenius schien
2011 schon so gut wie gelaufen. Die Lan-
desregierung setzte auf die Einsicht des künf-
tigen Eigentümers, von einem Rückkauf war
die Rede oder wenigstens von der Überfüh-
rung in eine gemeinnützige Gesellschafts-
form. Der Deal platzte: Asklepios, ein weite-
rer Konkurrent, hatte sich eingemischt. Und
prompt war die Landesregierung, die das
ganze Desaster des Klinikausverkaufs zu ver-
antworten hat, wieder auf die alte Schiene
eingeschwenkt: „Volker Bouffier hält Stel-
lenabbau für vertretbar.“ 

Ständig drängelt sich die Landesregierung
in den Vordergrund, immer wieder Minis-
terpräsident Bouffier: Wollte sich das Land
durch die Privatisierung eigentlich von den

Schulden der Universitätskliniken befreien,
so erhält der gescheiterte Rhön-Konzern ab
sofort jedes Jahr 13 Millionen Euro „Inves–
titionsförderung“. Ihm werden Strafzah-
lungen von 107 Millionen Euro erlassen, da-
für wird eine lächerliche Vertragsstrafe von
3,7 Millionen Euro akzeptiert. Und in einem
siebenjährigen Denkprozess hat die Re-
gierung erkannt, dass Gießen und Marburg
28 Kilometer voneinander entfernt liegen –
allein das wird dem Rhön-Konzern ab sofort
mit jährlich drei Millionen Euro „vergütet“.
Ist das Benzingeld, oder was? 

Was für eine Regierung, die Vertragsbrüche
duldet, Steuergelder verschwendet, Gewinne
privatisiert und Investitionen sozialisiert! 

Es gibt nur eine Rettung für die beiden
Universitätskliniken: Rückkauf und Über-
führung in eine Gesellschaftsform, bei der
weder Profit noch Rendite oberstes Ziel sind,
sondern das Wohl der Kranken – bei mensch-
lichen Arbeitsbedingungen für alle, die da-
ran arbeiten. ___

Ausverkauf
Auf Hessen kann man heutzutage nicht mehr
stolz sein. Zumindest nicht auf die Gesundheits-
politik einer Landesregierung, die Steuergelder
verschwendet und Gewinne privatisiert  
Von Bernd Hontschik 

Dr. med. Bernd
Hontschik 
arbeitet seit über
30 Jahren als
Chirurg. Er ist

Buchautor, Herausgeber der Reihe 
„medizinHuman“ und Mitglied im 
wissenschaftlichen Beirat der Zeitschrift
„Chirurgische Praxis“.
Kontakt: www.medizinHuman.de
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Welche Rolle spielt aber die Politik für uns?
Die Berufspolitik der Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten findet in ei-
nem Spannungsfeld verschiedener Akteu-
re und Interessengruppen statt. Zu nen-
nen sind dabei auf jeden Fall die
Patientinnen und Patienten, die Kranken-
kassen, die Selbstverwaltung und eben die
Politik. Die gute Nachricht ist, dass sowohl
die hohe Wirksamkeit der Psychotherapie

durch zahlreiche Studien und Erhebungen
belegt ist als sich auch die Patientinnen
und Patienten in allen Befragungen sehr
zufrieden äußern. Psychotherapeuten müs-
sen für ihre Arbeit nicht werben und auch
keine manchmal zweifelhaften Gesund-
heitsleistungen anbieten (IGeL).

Im Gegenteil ist der einzelne Psycho-
therapeut in der schwierigen Situation, ne-
ben seiner verantwortungsvollen thera-
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Sie haben die Wahl! 
Auf dem Feld der psychotherapeutischen Versorgung hat die Politik
auch künftig drängende Aufgaben zu bewältigen.
Von der Honorargerechtigkeit bis zur Psychotherapeutenausbildung –
ein Überblick über die Herausforderungen 
Von Martin Kremser, 1. Vorsitzender bvvp-Bundesverband 

Mehr Psychotherapie wagen 
Die großen Parteien werben in diesem Jahr wieder um unsere 
Stimmen. Managergehälter, die Finanz- und Europapolitik oder
die Kosten der Energiewende dürften im Mittelpunkt des Wahl-
kampfs stehen. Doch auch im gesundheitspolitischen Bereich 
sind wichtige Weichenstellungen zu stellen. Welche Antworten 
haben die fünf derzeit im Bundestag vertretenen Parteien auf
Fragen rund um Versorgungsquoten, Mindestvergütung und
Psychotherapeutengesetz? 

___ Die Bundestagswahl rückt näher. Po-
litikerinnen und Politiker aller Parteien zei-
gen Präsenz, reisen von einer Veranstaltung
zur nächsten, werben für ihre Programme
und stellen sich den Fragen potenzieller
Wählerinnen und Wähler. Was liegt näher,
als auch von unserer Seite nach der Zu-
kunft der psychotherapeutischen Versor-
gung aus Sicht der politischen Parteien zu
fragen? 
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peutischen Tätigkeit die weit verbreitete
Unterversorgung aufzufangen oder auch
nur auszuhalten. Wartelisten werden in et-
lichen Regionen entweder gar nicht mehr
geführt oder sind so lang, dass eine zeit-
nahe Versorgung der Patientinnen und Pa-
tienten kaum möglich erscheint. Tägliche
Anrufe lassen die Not der Anrufer spüren,
akut benötigte Behandlungsmöglichkeiten
können vielerorts kaum angeboten werden.

Manchmal zu kurz kommt dabei die Be-
trachtung, dass es nicht „die“ Psychothe-
rapie „der“ Depression oder „der“ Angst-
störung etc. gibt, sondern immer wieder
spezielle, patientenorientierte Wege und
Lösungen für individuelle Lebensgeschich-
ten und Symptomausprägungen, vielfältige
Lebenssituationen und Beziehungskontex-
te zu suchen sind. Ein breites und diffe-
renziertes Angebot an verschiedenen Ver-
fahren und Methoden durch Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, die –
aus unterschiedlichen Berufsgruppen kom-
mend – ihre Schwerpunkte und Kompe-
tenzen in verschiedener Weise einbringen,
dient in besonderer Weise den Behand-
lungserfordernissen der Psychotherapie-
patienten. Aus diesen Zusammenhängen 
ergeben sich an die Politik Fragen zur Ver-
sorgung, zu den Quoten der psychothera-
peutisch tätigen Berufsgruppen und den
verschiedenen Psychotherapieverfahren.

Durch die Verhandlungen der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen (KV) mit den
Krankenkassen über eine Gesamtvergütung
mit befreiender Wirkung ergaben sich bis-
her relativ wenige Berührungspunkte zwi-
schen psychotherapeutischer Berufspolitik
und Krankenkassenvertretern. Themen wa-
ren unter anderem überwiegend regional
begrenzte Selektivverträge und generelle
Versuche der Krankenkassen, durch Verän-
derungen des Gutachterverfahrens oder der
Psychotherapie-Richtlinien die Behand-
lungsprozesse zu straffen, um so bei glei-
chem Therapeutenbestand – und zu mög-
lichst gleichen Kosten – auch noch für die
akut Behandlungsbedürftigen Behand-
lungsmöglichkeiten zu erschließen oder be-
sondere Versichertengruppen zu selektie-
ren (Verkürzung von AU-Tagen). Durch die

Einführung der extrabudgetären Vergü-
tung (EGV) für unsere wichtigsten Leis-
tungen wird sich unser Verhältnis zu den
Krankenkassen grundlegend verändern.
Auch hieraus ergeben sich Fragen an die ge-
sundheitspolitischen Sprecher der Parteien.

Honorargerechtigkeit musste immer 
wieder in zahlreichen Gerichtsverfahren
von uns eingeklagt werden 

Die Selbstverwaltung der Ärzte und Psy-
chotherapeuten ist sicherlich ein hohes Gut
und grundsätzlich der bessere Weg, um die
eigenen Belange sachgerecht anzugehen.
Etwa 13 Jahre nach Verabschiedung des
Psychotherapeutengesetzes bleibt jedoch
die Bilanz für unsere Fachgruppe sehr
ernüchternd: Die Integration der Psy-
chologischen Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten und der Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
-psychotherapeuten in das KV-System oh-
ne genügende Finanzmittel zu Zeiten der
Budgetierung führte zwangsläufig zu Span-
nungen, die überwiegend zulasten unserer
Honorarentwicklung gingen und außer-
dem Psychotherapeuten für andere Arzt-
gruppen zu Sündenböcken machten.

Diese Strömung in den KVen folgte
dabei einer gewissen Tradition, denn die
Bereiche Psychiatrie und dann auch
Psychosomatik und Psychotherapie ge-
hörten schon immer zu den Außenseitern
einer somatisch orientierten Medizin. Die
Politik kann in dieser Hinsicht nicht ein-
fach, der Selbstverwaltung vertrauend, alles
der ärztlichen Selbstregelungskompetenz
überlassen, denn diese ist seit Jahrzehnten
weitgehend somatisch ausgerichtet. Zwar
gibt es eine gesetzlich geregelte Repräsen-
tanz in den Vertreterversammlungen, bera-
tende Fachausschüsse und manche Posi-
tionen in anderen Gremien, aber in den
Vorständen und in wichtigen Schlüssel-
positionen sind Psychotherapeuten eher
unterrepräsentiert.

Die extrabudgetäre Vergütung bedeutet
für uns noch lange keine angemessene Ver-
gütung, da die Entwicklung der morbidi-
tätsorientierten Gesamtvergütung (MGV)
nur die Mengenausweitung berücksichtigt,

am Preis der einzelnen Leistung aber nichts
verändert. So werden die KV-spezifischen
Honorarverhandlungen dieses Jahres am
Umfang der Geldbörsen der meisten
Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten wenig verändern. Im Gegenteil ist
zu befürchten, dass die in der MGV
verbliebenen übrigen Leistungen in den
meisten KV-Bereichen quotiert werden.
Während für andere Arztgruppen eine
extrabudgetäre Vergütung unbegrenzte Be-
zahlung von Mengenentwicklung und Leis-
tungsverdichtung bedeutet, sind die zeit-
definierten und zuwendungsintensiven
Psychotherapieleistungen nicht einfach ver-
mehrbar – Neid vonseiten der übrigen Ärz-
te ist daher nicht angebracht.

Nachdem die Vergütungssituation der
letzten Jahre trotz des zähen Einsatzes der
psychotherapeutischen Berufsverbände in-
nerhalb der Selbstverwaltung kaum zu mehr
Honorargerechtigkeit weiterentwickelt wer-
den konnte, sondern diese immer wieder in
zahlreichen Gerichtsverfahren im Nachhi-
nein von uns eingeklagt werden musste, se-
hen wir auch hier die Politik weiterhin in ei-
ner besonderen Verantwortung.

Im letzten Themenbereich befragen wir
die Politiker zu den nach wie vor brisan-
ten und zum Teil unerträglichen Bedin-
gungen der Psychotherapeutenausbildung
bzw. der Vergütung der Ausbildungsteil-
nehmer im praktischen Jahr.

Im Folgenden finden Sie unsere einlei-
tenden Sätze und unsere Fragen an die ge-
sundheitspolitischen Sprecher der aktuell
im Bundestag vertretenen Parteien. Schau-
en Sie genau hin, wie differenziert und aus-
führlich sich die Parteivertreter mit unse-
ren Fragen auseinandersetzen oder eben
nicht, denn: Sie haben die Wahl! Als Ihre
Vertreter im Berufsverband werden wir
nicht nur vor der Wahl, sondern auch da-
nach in möglichst vielen Kontakten mit
der Politik, aber auch mit den Kranken-
kassen und natürlich in der Selbstverwal-
tung unsere Anliegen vorbringen, ein 
Verstehen unserer Arbeitsbedingungen 
fördern und zum Wohl einer flächende-
ckenden, vielfältigen und patientenorien-
tierten Versorgung eintreten. ___
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Honorarniveau: In den zurückliegenden Jahren war es für die Förderung der psycho-
therapeutischen Versorgung mit variablen Gesprächsleistungen und die Wirtschaft-

lichkeit der Psychotherapiepraxen von ausschlaggebender Bedeutung, dass die Recht-
sprechung und die Gesundheitspolitik regulierend eingegriffen haben, um zumindest ei-
ne untere Grenze der Vergütung in diesem Bereich zu garantieren.

Wie wird sich Ihre Partei im Falle einer Regierungs-
verantwortung im Rahmen der Fortentwicklung der Gesund-
heitsgesetzgebung für gesetzliche Regelungen einsetzen,
die die Wirtschaftlichkeit psychotherapeutischer 
Praxistätigkeit durch ein den anderen Arztgruppen 
vergleichbares Honorarniveau sicherstellt? 

Mindestvergütung: Die Anpassung der Mindestvergütung an die gesetzlichen und
rechtlichen Standards wurde seit Bestehen der BSG-Rechtsprechung 1999 bisher re-

gelhaft mit vielen Jahren Verzögerung – erst nach jeweils erfolgten erneuten BSG-Urtei-
len – von KBV und Bewertungsausschuss umgesetzt. Dadurch wurde über all die Jahre
den Psychotherapeuten nicht einmal die ihnen rechtlich zustehende Mindestvergütung
ausgezahlt. Sie wurden stattdessen zu Widerspruchs- und Klageverfahren gezwungen
oder mussten andernfalls leer ausgehen.

Erkennen Sie in Ihrer Partei den Willen zu einer gesetzlichen
Regelung, die den Partnern der Gesamtverträge explizit eine
jährliche Anpassung der rechtlich und gesetzlich gebotenen an-
gemessenen und verteilungsgerechten Vergütungen auferlegt?

Verteilungsquoten: Hinsichtlich der Verteilung von Praxissitzen wurde gerade erst
vor wenigen Jahren eine Mindestquote für Kinder- und Jugendlichenpsychothera-

peuten festgelegt und die Ärztequote neu angepasst.

Soll dieser Schutz einer bewährten und nach Behandlungs-
spezifika differenzierten Versorgungssituation ab 2014 
entfallen oder sind Sie wie wir der Meinung, dass diese 
Quoten als sachgerecht beibehalten werden sollten?

Im Hinblick auf die
Bundestagswahl 2013 
baten wir die gesundheits-
politischen Sprecher der 
im Parlament vertretenen
Parteien um Antworten 
auf sechs Fragen zu den
Bereichen Vergütungsrege-
lungen (Fragen 1 und 2),
Bedarfsplanung (Frage 3)
sowie Reformbedarf des
Psychotherapeutengesetzes
(Fragen 4 bis 6)

Unsere Fragen 
an die Parteien 
1.

2.

3.
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Psychotherapeutengesetz: Durch die Umstellung der Studiengänge auf Bachelor und
Master sind die im Psychotherapeutengesetz definierten Zugangsvoraussetzungen zur

Psychotherapieausbildung nicht mehr stimmig. Bei der Berufsgruppe der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten führt das dazu, dass in einem Teil der Bundesländer der Ba-
chelorabschluss als Zugangsvoraussetzung als ausreichend betrachtet wird. Somit gibt es
derzeit in der Berufsgruppe der Psychotherapeuten unterschiedliche Zugangsniveaus, was
sachlich-fachlich nicht hinnehmbar ist.

In welchem zeitlichen Rahmen wird Ihre Partei die dringende
Novellierung des Psychotherapeutengesetzes umsetzen?

Ausbildungsvergütung: Bei der Konzipierung des Psychotherapeutengesetzes musste
die Bezahlung der praktischen Tätigkeit im Rahmen der Ausbildung offen bleiben, um

eine hinreichende Anzahl von Ausbildungsplätzen in Kliniken für die praktische Tätigkeit
gewährleisten zu können. Inzwischen hat sich die Tätigkeit der Psychotherapeuten in Aus-
bildung in den Kliniken etabliert. Auch in Zukunft wird die Bezahlung kompromisshaft ei-
nerseits die bereits erworbene Kompetenz der Ausbildungskandidaten (oder ggf. Weiterbil-
dungskandidaten) und andererseits den Ausbildungscharakter zu berücksichtigen haben.

Wie ist die Bereitschaft Ihrer Partei einzuschätzen, eine dem 
Status angemessene Bezahlung der praktischen Tätigkeit 
gesetzlich festzuschreiben, die zumindest eine existenzielle
Grundsicherung ermöglicht und somit einen sozialen Numerus
clausus für potenzielle Ausbildungskandidaten verhindert?  

Psychotherapieverfahren: Es liegt seit mehr als zwei Jahren die einstimmig gefasste For-
derung der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesundheitsbehörden (AOLG) vor,

bei der notwendigen Reform des Psychotherapeutengesetzes die bisherige Diskrepanz zwi-
schen berufsrechtlicher Anerkennung von Ausbildungsverfahren und deren sozialrechtlicher
Geltung durch gesetzliche Klarstellungen aufzuheben. Ein Konstruktionsfehler im Psycho-
therapeutengesetz verhindert grundsätzlich und strukturell, dass wissenschaftlich anerkannte
Ausbildungsverfahren Zugang zur sozialrechtlichen Anwendung bekommen können. Die-
ser nach unserem Ermessen unhaltbare Zustand behindert die Weiterentwicklung des psycho-
therapeutischen Angebots: Psychotherapiepatienten werden unter Passungsgesichtspunkten
wirksame alternative Therapieangebote vorenthalten.

Wie wird sich Ihre Partei für eine möglichst bald zu 
verabschiedende gesetzliche Korrektur des Psychotherapeuten-
gesetzes einsetzen, die diesen Psychotherapieverfahren,
die bereits durch den Wissenschaftlichen Beirat Psychotherapie
auf Wirksamkeit geprüft und als Ausbildungsverfahren 
zugelassen wurden, eine Möglichkeit der sozialrechtlichen 
Zulassung eröffnet? 

4.

5.

6.
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Bündnis 90/Die Grünen

„Es braucht eine

eigenständige
Bedarfsplanung für die

psychotherapeutische

Versorgung von Kindern

und Jugendlichen“

Birgitt Bender wurde 2002 erstmals in den

Deutschen Bundestag gewählt. Die Juristin ist

dort gesundheitspolitische Sprecherin der

Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen.
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Wir werden aufmerksam beobachten, ob
die von der KBV und einigen psychothera-
peutischen Berufsverbänden und Kammern
vorgeschlagene und nun verabredete Über-
führung der Vergütung von Psychothera-
peutinnen und -therapeuten aus der mor-
biditätsorientierten Gesamtvergütung in
den Bereich der „besonders förderungs-
würdigen“ extrabudgetären Leistungen, wie
erhofft, zur Konsequenz hat, dass die
Psychotherapeutinnen und -therapeuten
den Verteilungskämpfen zwischen den Ärz-
tegruppen entgehen können. Ob bei der
Regelung des § 87 SGB V zur angemesse-
nen Vergütung von Psychotherapeutinnen
und -therapeuten eine Konkretisierung not-
wendig ist, werden wir nach den ersten Er-
fahrungen der neuen Regelung prüfen.

Auf dem Weg zu der von uns gewollten
Bürgerversicherung streben wir auch eine
gemeinsame Honorarordnung für gesetzli-
che Krankenkassen und private Kranken-
versicherungsunternehmen an. Denn die
Art und das Ausmaß der Behandlung von
Patientinnen und Patienten dürfen nicht
länger davon abhängig sein, ob diese privat
oder gesetzlich versichert sind. Dabei wer-
den wir sicherstellen, dass die höheren Ho-
norare, die heute über die Privatversicher-
ten an die Ärzteschaft und an die anderen
Gesundheitsberufe fließen, insgesamt er-
halten bleiben und gerechter verteilt wer-
den. Im Rahmen einer solchen Honorar-
reform werden auch die Regeln der Hono-
rarverteilung zwischen den Regionen und
Fachgruppen sowie die Preisfindung bei
außerbudgetären Leistungen auf den Prüf-
stand gehören.

Die psychotherapeutische Versorgung für
Kinder und Jugendliche muss gewährleis-
tet sein. Sinnvoller als die 20-Prozent-Quo-
te wäre aber nach unserem Dafürhalten ei-
ne eigenständige Bedarfsplanung für diese
Arztgruppe, bezogen auf die Bevölkerung
bis 18 Jahren. Die 25-Prozent-Quote für
Ärztliche Psychotherapeuten und -thera-
peutinnen zielt weniger auf die Patientin-
nen und Patienten und mehr auf die Be-
rufsgruppe, daher sollte sie entfallen.

Wir teilen Ihre Einschätzung, dass es nicht
im Sinne der bundeseinheitlichen Siche-
rung von Qualitätsstandards sein kann,
wenn die Zugangsvoraussetzungen durch
die gestuften Studienabschlüsse Bachelor
und Master zwischen den Ländern gravie-
rend voneinander abweichen. Es gibt keine
überzeugenden Gründe, warum der Zu-
gang zur Kinder- und Jugendpsychothera-
pie nur den BA-Abschluss als Zugangsvo-
raussetzung haben kann, während es für
die allgemeine oder Erwachsenenpsycho-
therapie eines MA-Abschlusses bedarf. Hier
ist es an der Gesundheitsministerkonferenz,
für die Zeit bis zur Anpassung des Wortlauts
des Psychotherapeutengesetzes – Ersetzen
des Begriffs „Diplom“ – an die gestufte Stu-
dienstruktur die Qualitätssicherung zu ge-
währleisten. (Siehe unsere kleine Anfrage:
Drs. 17/3153.) 

Kurzfristig umgesetzt werden sollten die
Vorschläge der Bundesländer bezüglich der
Studienabschlüsse sowie der Honorierung
der praktischen Tätigkeit der Psychothera-
peutinnen und -therapeuten in Ausbildung.
Im Verlauf der nächsten Legislaturperiode
sollte es aber zu einer gründlicheren Än-
derung kommen. Auch hierfür wird eine
enge Abstimmung mit den Bundesländern
erforderlich sein. Der Vorschlag der Bundes-
psychotherapeutenkammer – namentlich
das „Ein-Beruf-Modell“ und die Vorschlä-
ge zu den Eingangsvoraussetzungen – fin-
den unter den Psychotherapeutinnen und
-therapeuten offensichtlich viel Unterstüt-
zung. Allerdings erhalten wir auch viele an-
dere Vorschläge, die in die Beratungen ein-
fließen werden.

Die Vergütung und Refinanzierung von
Psychotherapeutinnen und -therapeuten in
Ausbildung ist angesichts des gesellschaft-
lichen Bedarfs ein Armutszeugnis. Schon
in der letzten Wahlperiode haben wir im
Rahmen der Beratungen zum Kranken-
hausfinanzierungsgesetz die Bundesregie-
rung aufgefordert, eine Übergangsregelung
für eine angemessene Ausbildung und Re-
finanzierung vorzulegen. Dieser Antrag
wurde damals im Gesundheitsausschuss
von der großen Koalition leider abgelehnt.
Wir werden auch in der nächsten Legisla-
turperiode – dann hoffentlich in Regie-
rungsverantwortung – an unserem Vorha-
ben festhalten, endlich zu einer angemes-
senen Regelung zu kommen.

Die heutige Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen dem Wissenschaftlichen Beirat, der
über die Anerkennung eines Verfahrens ent-
scheidet, und dem Gemeinsamen Bundes-
ausschuss, der über die Erstattungsfähig-
keit im Rahmen der GKV beschließt, hal-
ten wir im Grundsatz für richtig. Die
Feststellung der Wirksamkeit eines Verfah-
rens kann nicht die Prüfung seines Nut-
zens, seiner medizinischen Notwendigkeit
und seiner Wirtschaftlichkeit ersetzen. Zu
prüfen ist allerdings, ob das Bewertungs-
verfahren im Gemeinsamen Bundesaus-
schuss in geeigneter Weise ausgestaltet ist.
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CDU/CSU

„Wir wollen auch weiterhin

über eine gesetzliche

Regelung in der

Bedarfsplanungsrichtlinie

Mindestversorgungsanteile

sicherstellen“

Jens Spahn ist seit 2002 Mitglied des Deutschen

Bundestags. Seit 2009 ist der Politikwissenschaftler

dort gesundheitspolitischer Sprecher der CDU/

CSU-Fraktion.
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Wir haben in der laufenden Legislaturpe-
riode mit dem Versorgungsstrukturgesetz
viel getan, um insbesondere Unterversor-
gung zu verhindern oder zu beseitigen. Ein
wichtiger Bestandteil war dabei, die Be-
darfsplanung entsprechend weiterzuent-
wickeln. Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) wurde dazu gesetzlich beauftragt.
Der GKV-Spitzenverband (GKV-SV) und
die Kassenärztliche Bundesvereinigung
(KBV) haben sich bereits in der neuen Be-
darfsplanungsrichtlinie, die zum 1. Januar
2013 in Kraft getreten ist, darauf verständigt,
bei der Vergütungsvereinbarung für das Jahr
2013 die Finanzierung von bis zu 1.150 neu-
en Niederlassungsmöglichkeiten (zusätzli-
che Psychotherapeutensitze) sicherzustellen.

Gleichzeitig haben die oben genannten
Vertragsparteien vereinbart, bis zum 30. Ju-
ni 2013 die Psychotherapie-Richtlinie und
das Gutachterverfahren, insbesondere hin-
sichtlich der Angemessenheit der unter-
schiedlichen Behandlungsdauern und des
Verhältnisses von Einzel- zu Gruppenthera-
pie, zu überprüfen und weiterzuentwickeln.

Diese Schritte werden wir aufmerksam
beobachten. Unser Ziel ist die Verbesserung
der Versorgungssituation der ambulanten
Richtlinienpsychotherapie hinsichtlich der
Notwendigkeit und der Zweckmäßigkeit.
Sie muss gleichzeitig der Wirtschaftlichkeit
Rechnung tragen. Dadurch wird sachge-
recht die Problematik unangemessen ho-
her Wartezeiten für eine psychotherapeu-
tische Behandlung angegangen, die teilweise
in Ballungszentren, erst recht jedoch in den
vorgenannten unterversorgten Regionen
beklagt wird.

Beim psychotherapeutischen Honorar ha-
ben sich die Vertragsparteien für ihre Ver-
gütungsvereinbarung darauf verständigt,
die antrags- und genehmigungspflichtigen
Leistungen der Richtlinienpsychotherapie
aller Arztgruppen sowie die probatorischen
Sitzungen der ausschließlich oder überwie-
gend psychotherapeutisch tätigen Arzt-
gruppen den regionalen Vertragspartnern
zur Ausdeckelung zu empfehlen. Das be-
deutet, dass der Großteil der psychothera-
peutischen Leistungen aus der morbiditäts-
bedingten Gesamtvergütung (MGV) ausge-

gliedert und von den Krankenkassen extra-
budgetär zu den Preisen der (regionalen) Eu-
ro-Gebührenordnung vergütet wird.

Insgesamt werden durch die Honorar-
vereinbarung für psychotherapeutische
Leistungen circa 45 Millionen Euro und zur
Finanzierung neuer Therapeutensitze bzw.
für Neuzulassungen circa 85 Millionen Euro
zusätzlich von der GKV zur Verfügung ge-
stellt. Das sind zusammen circa 130 Mil-
lionen Euro.

Diese Entwicklung begrüßen wir. CDU
und CSU werden sich auch zukünftig für die
Sicherstellung der psychotherapeutischen
Versorgung und Vergütung einsetzen. Unab-
hängig von der von den Selbstverwaltungs-
partnern getroffenen zu begrüßenden Lö-
sung werden wir das Thema kritisch im
Blick haben, damit jeder Patient die Thera-
pie erhält, die sinnvoll, notwendig und
wirtschaftlich ist und jeder Psychotherapeut
eine angemessene Honorierung für seine
Arbeit erhält. Sollte die Selbstverwaltung
nicht aus eigener Kraft sachgerechte Ent-
scheidungen treffen, um diese Ziele zu er-
reichen, werden wir uns nicht scheuen, ge-
setzgeberisch tätig zu werden.

Die Leistungen sind mittlerweile extra-
budgetär gestellt und werden nunmehr
außerhalb der morbiditätsbedingten Ge-
samtvergütung vergütet. Wir haben bereits
gesetzlich festgelegt, dass die Bewertungen
für psychotherapeutische Leistungen eine
angemessene Höhe der Vergütung je Zeit-
einheit zu gewährleisten haben (§ 87 Abs.
2c Satz 6 SGB V); zudem findet sich diese
Regelung für die Honorarverteilung in 
§ 87b SGB V.

Damit sind alle gesetzlichen Vorausset-
zungen geschaffen, um vor allem auch bei
der Psychotherapie zu einer angemessenen,
sachgerechten Vergütung im Sinne des BSG-
Urteils zur Angemessenheit der Vergütung
zu kommen. Die Bewertung der einzelnen
Leistungen ist nun Aufgabe der Selbstver-
waltungspartner. Wir werden sehr genau
verfolgen, dass die Selbstverwaltungspart-
ner den gesetzlichen Auftrag einer ange-
messenen und verteilungsgerechten Vergü-
tung auch sachgerecht umsetzen.

Wir wollen, dass auch weiterhin über eine
gesetzliche Regelung in der Bedarfspla-
nungsrichtlinie Mindestversorgungsantei-
le sichergestellt werden. Über die Quoten-
regelung wird sichergestellt, dass dem
unterschiedlichen Bedarf an psychothera-
peutischer Versorgung auch die entspre-
chenden Berufsgruppen mit ihrer spezifi-
schen Ausbildung gegenüberstehen.

Wir halten eine grundlegende Reform der
Ausbildung von Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten, welche auch die Zu-
gangsvoraussetzungen und die Frage der
Vergütung des praktischen Teils der Aus-
bildung löst, für erforderlich. Für eine No-
vellierung des Psychotherapeutengesetzes
ist jedoch eine Einbindung der Länder er-
forderlich. Zurzeit wird durch eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe geprüft, die Ausbil-
dung in Richtung einer Direktausbildung
vergleichbar mit dem Medizinstudium
weiterzuentwickeln. Sobald umsetzbare
Ergebnisse vorliegen, werden wir diese
schnellstmöglich gesetzgeberisch umsetzen.

Teil der von uns gewollten Novellierung des
Psychotherapeutengesetzes wird auch eine
angemessene Vergütung während des prak-
tischen Teils der Ausbildung sein.

Unser Ziel ist, dass alle Patientinnen und
Patienten die Therapie erhalten, die sie be-
nötigen. Ist die Wirksamkeit eines Thera-
pieverfahrens wissenschaftlich erwiesen,
werden wir auch für eine sozialrechtliche
Anerkennung sorgen. Diesbezüglich beste-
hende Hindernisse im Psychotherapeuten-
gesetz werden mit der Novellierung ge-
nauestens geprüft und, wenn möglich, be-
seitigt.
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DIE LINKE

„Wir haben uns klar gegen
die ungleiche Vergütung
innerhalb der Ärztinnen
und Ärzte inklusive
der Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten
positioniert“

Dr. Martina Bunge vertritt seit 2005 die Partei
DIE LINKE im Deutschen Bundestag, deren
gesundheitspolitische Sprecherin die Sozialwissen-schaftlerin dort seit Oktober 2009 ist.
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DIE LINKE macht schon lange Zeit auf die
ungleiche Vergütung innerhalb der Ärztin-
nen und Ärzte inklusive der Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten auf-
merksam und hat sich klar dagegen posi-
tioniert. Eine unterschiedliche Vergütung
nach Ausgleich gerechtfertigter Qualifika-
tionsunterschiede zwischen den Arztgrup-
pen inklusive der Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten ist nicht gerecht-
fertigt, sondern gewachsene Struktur und
Folge von Kräfteverhältnissen innerhalb der
Selbstverwaltung bzw. der Kassenärztlichen
Vereinigungen. Eine gerechte Bezahlung der
ärztlichen und psychotherapeutischen Tä-
tigkeiten wird vermutlich nicht ohne ge-
setzliche Eingriffe zu erreichen sein. Das
bisherige Prinzip von Regierungen und Ärz-
tevertretungen, Lösungen vorzulegen, die
niemanden schlechter stellen als zuvor,
führte bereits zu erheblichen Steigerungen
des Gesamtbudgets für ärztliche Honorare
und kann keine Lösung für die Zukunft
sein. Gerade weil es sich bei Ärztinnen und
Ärztinnen um Selbstständige handelt, gibt
es keine Verdienstgarantie für Hochverdie-
nerinnen und Hochverdiener im System.

In die Aufgaben der Selbstverwaltung soll-
te eigentlich nicht eingegriffen werden, aber
wenn diese nicht in der Lage ist, gerechte
Honorare festzulegen, muss auch über ge-
setzgeberische Schritte nachgedacht wer-
den. Die Unterschiede in der ärztlichen/
psychotherapeutischen Vergütung bestehen
schon lange, und bisher sind weder der Wil-
le noch ernsthafte Schritte in der Selbst-
verwaltung zu erkennen, dies zu ändern.
DIE LINKE ist daher gesetzlichen Rege-
lungen gegenüber sehr offen.

DIE LINKE sieht es als sinnvoll an, auch die
Zulassungen für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten an einen wissenschaft-
lich begründeten Bedarf anzupassen. Dies
fordert DIE LINKE ebenso für alle anderen
Gesundheitsberufe. Der Bedarf an Psycho-
therapie jeweils für Kinder und Jugendliche
wie für Erwachsene ist für die verschiedens-
ten Regionen festzustellen, und die Planung
muss darauf abstellen, diese unterschied-
lichen Bedarfe zu decken. Den regionalen
Unterschieden wird ja auch beispielsweise
bei der Planung von Sitzen für Gynäkologen
oder Kinderärzte Rechnung getragen. Dies
müsste ebenso für die Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten bzw. Psycholo-
gischen Psychotherapeuten gelten. Warum
sollte beispielsweise eine feste Anzahl von
Psychotherapeutinnen und -therapeuten für
Kinder und Jugendliche geplant werden,
wenn in einer Region kaum Kinder und Ju-
gendliche sind? Es ist also nicht nachvoll-
ziehbar, warum bei der Psychotherapie mit
starren Quoten gearbeitet wird.

Die Beibehaltung einer Ärztequote in jet-
ziger Form findet bei der LINKEN keine
Zustimmung. Wenn Wissen somatischer
Medizin für die Ausübung der Psychothe-
rapie für notwendig gehalten wird, dann
sollte dies auch Teil der Psychotherapeu-
tenausbildung werden. Der Sinn einer Quo-
te für die alltägliche Versorgung müsste zu-
mindest wissenschaftlich evaluiert und der
Zugang gesteuert werden. Eine Quote für
psychotherapeutisch tätige Ärztinnen und
Ärzte hat keinen Einfluss darauf, welcher
Patient zum psychotherapeutisch tätigen
Arzt und wer zum Psychotherapeuten geht.
Die Höhe der Quote ist zudem willkürlich
festgelegt. Besonders bedenklich erscheint
uns, dass an der Quote festgehalten wer-
den soll, obwohl gar nicht ausreichend Ärz-
tinnen und Ärzte zur Verfügung stehen. So
verschlechtert die Quote die Versorgung.
DIE LINKE fordert daher als Sofortmaß-
nahme, dass nicht belegte Zulassungen nach
einer kurzen Frist durch Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten besetzt wer-
den. DIE LINKE plädiert zudem dafür, da-
rüber nachzudenken, ob nicht Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten im
Rahmen ihrer Tätigkeit begrenzt Ver-
schreibungen, Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigungen und Überweisungen tätigen kön-
nen sollten. Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten sollten auf Augenhöhe
in die Zusammenarbeit mit Ärztinnen und
Ärzten eingebunden werden.
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Das Psychotherapeutengesetz benötigt auf
mehreren Ebenen eine Novellierung, und
diese muss möglichst bald stattfinden. DIE
LINKE fordert für die Novellierung einen
breiten und durchlässigen Zugang zur Psy-
chotherapieausbildung. Grundsätzlich sollte
der Masterabschluss und die Absolvierung
bestimmter Studienmodule Voraussetzung
für die Aufnahme einer Psychotherapie-
weiterbildung sein. Es muss aber auch si-
chergestellt sein, dass Studierenden mit an-
grenzenden Studienfächern der Weg in die
Psychotherapieausbildung zum Beispiel
durch zusätzliche Qualifikationen offen-
steht. DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass
die bisherige Wertigkeit zwischen Psycho-
logischen Psychotherapeuten und Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten zu-
gunsten einer gleichwertigen Spezialisierung
aufgegeben wird. DIE LINKE lehnt jegli-
che unbezahlten Praktika oder praktischen
Tätigkeiten ab. Dies gilt insbesondere für die
derzeitige praktische Tätigkeit bei den PiA.
Weiterhin muss die Therapievielfalt be-
sonders in der Lehre, aber auch in der An-
wendung sichergestellt werden. Da über die
genaue Umsetzung einer Novellierung nicht
nur in der Politik, sondern auch innerhalb
der Psychotherapeutenschaft ein großer
Dissens besteht, ist es nicht unwahrschein-
lich, dass eine Novellierung weiterhin auf
sich warten lässt. Falls weiterhin Verzöge-
rungen bei der Novellierung absehbar sind,
müssen Übergangsregelungen zum Zugang
und zur Vergütung praktischer Tätigkeiten
vorangestellt werden.

PiA verfügen wie Assistenzärzte über eine
abgeschlossene Ausbildung und erhalten
derzeit meist weniger Bezahlung als Lehr-
linge im ersten Lehrjahr, und das, obwohl
sie meistens vollwertige Arbeit leisten. Das
ist nicht vertretbar. DIE LINKE fordert für
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an
der Psychotherapeutenweiterbildung eine

angemessene Vergütung im Rahmen der
bereits vorliegenden Qualifikation. Damit
sie in ihrer Tätigkeit nicht weiterhin ge-
setzlich so limitiert sind, müssen sie eine
eingeschränkte Erlaubnis zur Ausübung
der Heilkunde erhalten. Dies muss bei ei-
ner Novellierung des Psychotherapeuten-
gesetzes festgelegt werden.

Eine Gefährdung von ausreichend vielen
Ausbildungsplätzen in den Kliniken durch
eine angemessene Vergütung der prakti-
schen Tätigkeit findet nur dann statt, wenn
diese Mehrausgaben nicht ausreichend re-
finanziert werden. Es muss also darum ge-
hen, den Kliniken ihren tatsächlichen Auf-
wand möglichst zweckgebunden zu refi-
nanzieren. Auch für Assistenzärzte gilt der
beschriebene kompromissartige Zustand
von Weiterbildungskandidatinnen und 
-kandidaten und Ausbildungscharakter,
und es wird nicht auf eine angemessene
Vergütung verzichtet.

Die derzeit von den Kassen übernomme-
nen Therapieverfahren sind durch Verab-
schiedung des Psychotherapeutengesetzes
recht willkürlich in ihren Status gekom-
men, während für andere Therapieformen
(zum Beispiel Gesprächstherapie, systemi-
sche Therapien etc.) hohe Hürden aufge-
baut wurden. DIE LINKE tritt dafür ein,
dass nur Verfahren, für die ein Nutzen
nachgewiesen ist, in den Leistungskatalog
der Krankenkassen aufgenommen werden.
Daher begrüßt sie auch entsprechende Prü-
fungen durch den Gemeinsamen Bundes-
ausschuss (G-BA), ob der Nutzen bzw. die
Wirksamkeit von Verfahren ausreichend
belegt ist. Nun besteht offensichtlich ein
Dissens zwischen Wissenschaftlichem Bei-
rat und dem G-BA bezüglich der Bewer-
tung verschiedener Verfahren. Während
der Wissenschaftliche Beirat entsprechen-
de Wirksamkeiten von Therapieverfahren
als belegt ansieht, kommt der G-BA zu ei-
nem anderen Urteil. Die sozialrechtliche

Anerkennung der Verfahren benötigt aber
die positive Einschätzung des G-BA. Ent-
scheidungen über Nutzen- oder Wirksam-
keitsbewertungen dürfen nicht politisch
getroffen werden, sondern sind allein nach
wissenschaftlicher Evidenz zu treffen. Die
Politik sollte sich also aus der Bewertung
heraushalten, solange das Verfahren korrekt
abläuft.

Die Gründe für die unterschiedliche Be-
wertung der Verfahren können vor allem
in unterschiedlichen Endpunkten und in
abweichenden Vorgaben zur Prüfung be-
gründet liegen. Der G-BA prüft offen-
sichtlich umfassender und in Hinsicht auf
die Versorgung bei den gesetzlichen Kran-
kenkassen. Nachfragen unsererseits bei der
Patientenvertretung im G-BA haben keinen
Grund zur Annahme gegeben, dass im 
G-BA neue Verfahren einseitig bewertet
werden. Dennoch sollte darüber nach-
gedacht werden, neuen Verfahren einen
besseren Zugang zur kassenfinanzierten
Versorgung zu verschaffen. Die historisch
bedingte einmalige Chance, dass die der-
zeitigen Richtlinientherapien ohne Nut-
zenbewertung zur allgemeinen Kassenleis-
tung wurden, wird sich bei anderen The-
rapieverfahren nicht wiederholen lassen.
Aber es könnten beispielsweise Modell-
versuche in Regionen initiiert werden, in
denen neue Verfahren, denen durch den
Wissenschaftlichen Beirat ein Nutzen zu-
gesprochen wird, kassenfinanziert und
dann auch in der Versorgung evaluiert und
bewertet werden, wenn ihnen die Nutzen-
evidenz wegen mangelnder Studien durch
den G-BA abgesprochen wurde. Dadurch
könnten sich neue Verfahren in der Praxis
bewähren, und gleichzeitig könnten mit
Versorgungsstudien Vergleiche der unter-
schiedlichen Verfahren bezüglich ihres Nut-
zens in verschiedenen Anwendungsberei-
chen angestellt werden.
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Die Verhandlung der Vergütung für Ärzte
und Psychotherapeuten ist eine ureigene
Aufgabe der Selbstverwaltung, in die sich
die Politik grundsätzlich nicht einmischen
sollte. Bei den Honorarverhandlungen im
Jahr 2012 wurde beschlossen, die psycho-
therapeutischen Leistungen extrabudgetär
zu bezahlen. Dies bedeutet, dass Mengen-
ausweitungen der Psychotherapie künftig
nicht mehr zulasten des Facharzttopfes ge-
hen. Mit dieser Regelung können Vergü-
tungs- und Versorgungsfragen sachgerech-
ter in den Kassenärztlichen Vereinigungen
und der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung besprochen werden. Mit dem Versor-
gungsstrukturgesetz haben wir dafür ge-
sorgt, dass die Kompetenz für die Hono-
rarverteilung von der Bundesebene auf die
Landesebene übergeht. Die Krankenkassen
sind für ein Ansteigen der Morbidität und
die erwartete Mengendynamik in direkter
finanzieller Verantwortung.

Die FDP wird sich dafür einsetzen, dass
der Mindestversorgungsanteil für Leis-
tungserbringer, die ausschließlich Kinder
und Jugendliche psychotherapeutisch be-
handeln, über das Jahr 2013 hinaus erhal-
ten bleibt.

Die Ausbildung zum Psychologischen
Psychotherapeuten und zum Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten ist drin-
gend reformbedürftig. Wir brauchen eine
grundlegende Reform der Psychothera-
peutenausbildung, die insbesondere die
Zugangsvoraussetzungen und die Frage der
Vergütung des praktischen Teils der Aus-
bildung einer nachhaltigen Lösung zuführt.
Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe befasst
sich derzeit mit den Ausbildungsstruktu-
ren und wird in diesem Rahmen auch die
Umstrukturierung der Psychotherapeu-
tenausbildung zu einer Direktausbildung
vergleichbar dem Medizinstudium und der

fachärztlichen Weiterbildung prüfen. Bei
einer Direktausbildung beginnt das Stu-
dium der Psychotherapie unmittelbar nach
dem Schulabschluss. Die Absolventen des
Studiums erhalten eine Approbation, die sie
zur psychotherapeutischen Behandlung be-
rechtigt. An das Studium würde sich eine
Weiterbildung anschließen, die zur Leis-
tungserbringung zulasten der gesetzlichen
Krankenkassen befähigen würde. Sowohl
die Finanzierung der Ausbildung als auch
die Frage der Zugangsvoraussetzung lie-
ßen sich auf diesem Weg lösen.

Nach Abschluss der Expertenarbeit der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe, an der ne-
ben den Ländern auch die betroffenen Be-
rufskreise beteiligt sind, wird die zentrale
Frage politisch zu entscheiden sein, ob es
bei der bisherigen dualen Ausbildungs-
struktur zum Psychotherapeuten bleiben
soll oder ein kompletter Systemwechsel zu
einer Direktausbildung vergleichbar dem
Medizinstudium in Betracht zu ziehen ist.
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1. Honorarniveau und 3. Verteilungsquoten 

2. Mindestvergütung werden 
im Zusammenhang beantwortet:

4. Psychotherapeutengesetz bis

6. Psychotherapieverfahren werden
im Zusammenhang beantwortet:

Heinz Lanfermann vertrat die FDP von 1994 bis

1996 und wieder seit 2005 im Deutschen Bundestag;

der Jurist ist seit Mai 2011 gesundheitspolitischer

Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion.

FDP

„Die Politik sollte sich grundsätzlich

nicht in die Verhandlung der

Vergütung für Ärzte und

Psychotherapeuten einmischen“
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Die unabhängige Entscheidungsfindung
und die Aushandlungsprozesse sowohl in
der Gemeinsamen Selbstverwaltung als
auch bei den Gesamtverträgen werden von
der SPD-Bundestagsfraktion ausdrücklich
unterstützt. Sie sind ein geeignetes Mittel
der Beteiligung jener Akteure, die un-
mittelbar an der Versorgung der Patientin-
nen und Patienten beteiligt sind. Auf diese
Weise wird auch maßgeblich sichergestellt,
dass die medizinische Versorgung ausrei-
chend, zweckmäßig und wirtschaftlich ist.
Erst im vergangenen Oktober haben die
Verantwortlichen unter Beweis gestellt, dass
sie zu eigenständigen Lösungen kommen
können. So wurde die Entbudgetierung der
Vergütung in der Psychotherapie und die
Schaffung von 1.150 zusätzlichen Psycho-
therapeutensitzen vereinbart.

Der Gemeinsame Bundesausschuss als Ent-
scheidungsgremium der sozialen Selbst-
verwaltung hat zu Beginn des Jahres 2013

eine neue Bedarfsplanungsrichtlinie vor-
gelegt. Die Akteure schätzen die Versor-
gungsdichte im Bereich der Psychothera-
pie als „einzigartig“ in der EU und damit
als ausreichend ein. Von einer Überprü-
fung der Verhältniszahlen von behandeln-
den Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten zu Patientinnen und Patienten
wurde von den verantwortlichen Akteuren
jedoch leider abgesehen.

Trotz kontinuierlich gewachsener und
auch in der Zukunft weiter steigender Zah-
len von Therapeutinnen und Therapeuten
in der ambulanten Versorgung wird die
derzeitige Versorgungsrealität von vielen
Betroffenen als unzureichend empfunden,
eingeschlossen der Bereich der Kinder- und
Jugendpsychiatrie. Dies legen auch reprä-
sentative Studien zu Wartezeiten nahe. Erst
im März 2012 hat der Gemeinsame
Bundesausschuss die Berechnung der Min-
destquote für ambulante Kinder- und Ju-
gendpsychotherapie korrigiert und damit
die Versorgung verbessert. Im Interesse ein-
zelner Bedarfsgruppen sind derartige Quo-
ten ein geeignetes Mittel, um die Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten.

Die SPD-Bundestagsfraktion sieht die Not-
wendigkeit einer Weiterentwicklung so-
wohl der Inhalte als auch der Rahmenbe-
dingungen der Ausbildung von Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten.
Eine Novelle des Psychotherapeutengeset-
zes muss die heterogenen Ausbildungszu-
gänge deutschlandweit vereinheitlichen
und stärker als bisher die Qualität der Aus-
bildung in den Mittelpunkt rücken.

Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten in der Ausbildung sind bereits
heute aktiver Bestandteil der Versorgung
der Patientinnen und Patienten. Die zu-
künftigen Therapeutinnen und Therapeu-
ten müssen sich darauf verlassen können,
dass sie auch während der Ausbildung ein
finanzielles Auskommen haben. Neben der
Möglichkeit einer gesetzlichen Verpflich-
tung sind auch die unmittelbar verant-
wortlichen Akteure aufgerufen, hier zu
sachdienlichen Lösungen zu kommen.

SPD

„Eine Novelle des Psychotherapeuten-

gesetzes muss die heterogenen

Ausbildungszugänge deutschlandweit

vereinheitlichen“

1. Honorarniveau und

3. Verteilungsquoten 

2. Mindestvergütung werden 
im Zusammenhang beantwortet:

4. Psychotherapeutengesetz bis

6. Psychotherapieverfahren werden
im Zusammenhang beantwortet:

Prof. Dr. Karl Lauterbach ist Arzt und seit 2005 für

die SPD Mitglied des Deutschen Bundestags.

Seit November 2009 ist er Sprecher der Arbeitsgruppe

Gesundheit der SPD-Bundestagsfraktion.
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___ Im Herbst sind Wahlen. Und jeder über-
legt sich, welche Versprechen er den wahl-
kämpfenden Politikern entlocken könnte.
Kann man doch hoffen, dass sie vor dem
Urnengang aufnahmebereit sind für The-
men, die sonst gern unter den Tisch fallen.

Dies gilt sicher für den Bereich der psy-
chischen Krankheiten. Der bvvp tritt nun
nicht mit einer Liste von Forderungen auf,
wie dies KBV und Kammern tun. In die-
sem Heft können Sie lesen, wie wir die Auf-
merksamkeit der Politiker gewinnen wol-
len: durch Fragen an die im Parlament ver-
tretenen Parteien.

Die grundsätzliche Forderung des bvvp an
die Politik lässt sich in einem Satz zu-
sammenfassen: „Machen Sie die Behandlung
psychisch kranker Menschen sowie die Vor-
sorge gegen solche Erkrankungen zu einem
Schwerpunkt der Gesundheitspolitik!“ Da-
raus ergeben sich Entwürfe für eine sach-
gerechte Bedarfsplanung, eine sinnvolle 
Umgestaltung der Ausbildung zum Psycho-
logischen oder zum Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten, eine nachhaltige Prä-
vention sowie eine angemessene Vergütung
für die psychotherapeutische Tätigkeit.

Einen ersten kleinen Erfolg konnten wir
zusammen mit den PP und KJP in der KBV-
Vertreterversammlung erreichen. Die Prä-
ambel des KBV-Positionspapiers zu den Wah-
len 2013 enthält das Wort „psychisch“: „Auch
die steigende Belastung am Arbeitsplatz und
deren Auswirkungen auf die physische und
psychische Gesundheit der immer älter wer-
denden Arbeitnehmer erfordern besonderen
Einsatz, wenn man den Wirtschaftsstandort

Deutschland erhalten will.“ Dies gelang erst
nach kontroversen Diskussionen und einem
Antrag in der KBV-VV.

Steht die Fürsorge für den Patienten 
im Vordergrund oder eher das 
finanzielle Interesse der Ärzte? 

Die Verknüpfung mit dem Wirtschafts-
standort ist freilich einer Diskussion würdig.
Schließlich sollten Kranke nicht nur aus dem
Grund behandelt werden, weil dies wirt-
schaftlich sinnvoll erscheint. Insofern müssen
wir Psychotherapeuten eine weitere Mahnung
aufstellen: „Die zunehmende Ökonomisie-
rung des Gesundheitswesens birgt die Ge-
fahr, menschliche Gesundheit oder die Be-
handlung von Krankheiten nur unter Ver-
wertungsgesichtspunkten zu betrachten.“ Wir
sollten gar nicht erst in die Situation kommen,
Behandlungen unter den Gesichtspunkten
durchzuführen, die Patienten schnell wieder
fit für den Arbeitsplatz zu machen oder für
die Kassen kostengünstig zu behandeln – auch
wenn Letztere für kürzere Behandlungen ei-
ne bessere Honorierung in Aussicht stellen.

An der Humanität orientierte Gesund-
heitspolitik heißt auch: Kampf gegen die Ver-
dichtung von Arbeit, gegen immer mehr
Stress und gegen unsichere Arbeitsverhält-
nisse. Wir alle sind schief gewickelt, wenn wir
als Psychotherapeuten immer mehr „ausge-
brannte“ Menschen als krank diagnostizieren
und damit zum Reparaturbetrieb für krank-
machende Bedingungen werden.

Diese Fragen tauchen indirekt dann auf,
wenn über den Sicherstellungsauftrag disku-

tiert wird. Am Sicherstellungsauftrag für die
ambulante Versorgung aller gesetzlich Versi-
cherten hängt die Sozialverpflichtung der Ärz-
teschaft und der Psychotherapeuten. Die KBV
weist darauf hin, dass diese für den Sicher-
stellungsauftrag bestimmte Rahmenbedin-
gungen akzeptieren: Sie verzichten auf das
Streikrecht, haben dafür aber sichere Ein-
nahmen aus der Behandlung der gesetzlich
Versicherten.

Die KBV sieht den Sicherstellungsauftrag
in Gefahr: „Teils aus ideologischen Motiven,
teils aus vermeintlich ökonomischen Grün-
den, teils aus fragwürdigen wettbewerbspo-
litischen Erwägungen ist der Sicherstellungs-
auftrag in den vergangenen 20 Jahren derart
demontiert worden, dass der ihm zugrunde
liegende prinzipielle und historische Konsens
nicht mehr trägt.“ Zu Recht warnt die KBV,
dass die Kernelemente freiberuflicher Tätig-
keit in Gefahr geraten; sie führt unter ande-
rem die „durch den Beruf selbst gesicherte
Qualität sowie (den) Schutz des Vertrauens-
verhältnisses zum Patienten“ auf, die „zu-
nehmend zur Disposition gestellt“ werden.

Das Vertrauensverhältnis wird gestört,
wenn Patienten nicht mehr einschätzen kön-
nen, ob Behandlungen und Untersuchungen
von der ärztlichen Fürsorge gesteuert sind
oder eher von finanziellen Interessen. Alle
Parteien sollten ihre Vorschläge zu Selektiv-
verträgen, Pay-for-Performance-Modellen
und Verknüpfungen von Therapielänge und
Honorar sehr genau durchdenken. ___

Das Positionspapier ist in voller Länge 
zu finden auf der Homepage der KBV.
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Die Psychotherapie 
ist kein Reparaturbetrieb  
Prävention und Behandlung psychischer Krankheiten
müssen ein Schwerpunkt der Gesundheitspolitik werden!
Ökonomie oder Humanität – ein Einwurf

Von Jürgen Doebert, Vorstandsmitglied des bvvp 
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Ingo Jungclaussen:
Handbuch 
Psychotherapie-
Antrag 

Schattauer, Stuttgart 
1. Auflage 2013 
346 Seiten, 49,95 Euro 
ISBN-13: 978-3-7945-
2841-7 

Landkarte und Kompass   
Klar, strukturiert, didaktisch: Auch erfahrene
Psychotherapeuten dürften vom „Handbuch Psycho-
therapie-Antrag“ profitieren 
Von Werner Kupfer 

___ Ingo Jungclaussens „Handbuch Psycho-
therapie-Antrag“ verdient höchste Aner-
kennung. Ich schreibe dies als Psychologi-
scher Psychotherapeut mit Fachkunde in
Analytischer Psychotherapie und Tiefen-
psychologisch fundierter Psychotherapie,
Dozent an zwei Ausbildungsinstituten, Lehr-
therapeut und Supervisor. Man merkt sofort,
dass der Autor sich jahrelang lehrend mit
dem Thema befasst hat und über eine pro-
funde Fachkenntnis verfügt. Das Buch zeich-
net sich durch didaktische Klarheit aus und
bietet – hervorragend strukturiert – grund-
legende und vielfältige Hilfestellungen zum
Abfassen eines Psychotherapieantrags. Hin-
zu kommt ausführliches ergänzendes Inter-
netmaterial mit vertiefenden Erläuterungen
und Arbeitsmaterialien.

Der Schwerpunkt des Handbuchs liegt
auf TP-Anträgen, ausführlich wird jedoch
auch auf die Differentialindikation zu AP,
modifizierter AP und modifizierter TP ein-
gegangen. Besonders anerkennenswert fin-
de ich die etwa 50 Seiten umfassende Er-
läuterung der wichtigsten psychoanalyti-
schen Theorien und Begriffe; dabei stellt der
Autor auch die jeweiligen Bezüge zueinan-
der heraus, sodass die Gemeinsamkeiten und
Unterschiede von Triebpsychologie, Ob-
jektbeziehungspsychologie, Ichpsychologie,
Selbstpsychologie und ihre Relevanz für die

Formulierung der Psychodynamik durch-
sichtig werden. Allein dies kann als respek-
table Leistung angesehen werden und ist nur
möglich, wenn die Komplexität der psycho-
analytischen Theorien gedanklich so durch-
drungen wurde, dass diese in ihrer Essenz
präsentiert werden können.

Diese Zusammenfassung ersetzt nicht das
Studium der Basisliteratur, bietet dem Leser
aber eine orientierende Hilfestellung. Das
Handbuch eignet sich daher hervorragend
zur Prüfungsvorbereitung für Therapeuten
in Ausbildung, da alle wesentlichen Punkte
einer Fallbesprechung und die unterschied-
lichen theoretischen Betrachtungsweisen ei-
ner Psychodynamik griffig abgehandelt wer-
den. Dass dabei auch Komplexität reduziert
wird, ist dem Autor bewusst. Auch bereits
Graduierte und erfahrene Psychotherapeu-
ten dürften dennoch von der theoretischen
Klarheit, Strukturiertheit und Didaktik des
Handbuchs profitieren.

Das eigene Verständnis der 
inneren Wirklichkeit eines 
Patienten in Sprache umzusetzen
ist ein komplexer Vorgang 

Immer wieder geht Jungclaussen aus-
führlich darauf ein, wie Gutachter einen
Antrag lesen und worauf sie dabei ach-
ten. Er reflektiert zudem auch den Sinn des
Gutachterverfahrens und gibt Anregun-
gen, die Überichposition des Gutachters
zu relativieren und eine weniger defensi-
ve oder aggressive Haltung dazu finden
zu können – ein Haupthindernis beim
Antragschreiben.

Zu jedem Unterpunkt des Antrags findet
man ausführliche Erläuterungen im Hin-
blick auf die Praxis des Antragschreibens
und damit auch implizit eine Strukturie-

rungshilfe für die Therapieplanung und den
späteren psychotherapeutischen Prozess. Es
gibt zahlreiche Formulierungsbeispiele und
-hilfen, die jedoch eher anregend wirken,
einen eigenen Stil zu finden. Auf wohltuen-
de Weise wird auf die Präsentation von ide-
altypischen Gesamtanträgen verzichtet, die
zur Übernahme von Satz- und Formulie-
rungsbausteinen verführen und dem Ver-
trauen in die eigenen Fähigkeiten eher hin-
derlich sein könnten.

Didaktische Kernstücke sind ein sieben-
schrittiger Leitfaden zur Formulierung der
Psychodynamik und die psychogenetische
Konflikttabelle, die den Blick für prägende
biografische Einflüsse, sich daraus bildende
Strukturen und aktuelle Auslöser sowie ak-
tuelles Konfliktgeschehen schärft. Sie be-
schreibt markant 15 wesentliche psycho-
dynamisch bedeutsame Konflikte, ihre mög-
liche und wahrscheinliche Ätiologie, die
Sichtweisen der unterschiedlichen analyti-
schen Schulen, ihre strukturelle Verarbei-
tung, Auslöser und aktuelle Wiederbelebung,
Abwehr und entstehende Symptomatik bis
hin zu möglichen Therapiezielen. Die psy-
chogenetische Konflikttabelle ist in ihrer Dif-
ferenziertheit und ihrem Bezug zur Praxis in
dieser Form bislang einzigartig.

Anträge an den Gutachter stellen eine ho-
he Anforderung dar. Nichts kann die Ein-
stimmung auf einen Patienten, das intuiti-
ve Erfassen und Begreifen der inneren Wirk-
lichkeit eines Menschen ersetzen. Das eigene
Verständnis in Sprache umzusetzen ist ein
komplexer Vorgang. Der Weg dahin wird
durch das Handbuch erheblich erleichtert,
so wie eine gute Landkarte das Reisen er-
leichtert. Aus meiner Sicht das Beste, was
derzeit auf dem Markt erhältlich ist – ein
wahrer „Kompass durch den Theorie- und
Antragsdschungel“. ___
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___ Mit dem „Handbuch Forschung für Sys-
temiker“ aus dem Verlag Vandenhoeck &
Ruprecht ist im vergangenen Jahr eine
knapp 500 Seiten starke Antwort auf eine
Vielzahl von RCT-Studien auf den Markt
gekommen.

Fernab von der Beschränkung auf ein-
seitige Forschungsdesigns sowie mit Blick
auf die vielfältigen Felder systemischen Ar-
beitens wollen die Herausgeber all denje-
nigen, die in den Bereichen Soziales, Ge-
sundheit, Bildung und Beratung tätig sind,
Mittel an die Hand geben, um ihre Ar-
beitskontexte aus wissenschaftlicher Per-
spektive zu verstehen.

Wie kann die Systemtheorie in konkre-
te Forschung umgesetzt werden? Was sind
die Besonderheiten systemischer For-
schung? Wie können Forschungsmetho-
den für den Praktiker nutzbar dargestellt
werden? Mit diesen Fragen benennen die
Herausgeber Matthias Ochs und Jochen

Schweitzer im Vorwort das Anliegen ihres
Buches.

Beantwortet wird dies mit einer intelli-
genten, vielseitigen Gestaltung des Hand-
buchs, das mehr als 20 Aufsätze namhafter
Forscher enthält.

Im Kapitel „Grundlagen der For-
schungsfelder“ stellt beispielsweise Jürgen
Kriz die systemisch-psychologische Grund-
lagenforschung dar, und Fritz B. Simon be-
antwortet Fragen zur systemischen For-
schung wie beispielsweise die Frage nach
den Erkenntnissen systemtheoretisch in-
spirierter Forschung.

Wie können die Methoden 
systemischer Forschung 
für den Praktiker nutzbar 
dargestellt werden? 

Kirsten von Sydow beschreibt den For-
schungsstand zur Wirksamkeit von syste-
mischer Psychotherapie und fasst Studien
zusammen, die zur Anerkennung systemi-
scher Familientherapie im Wissenschaft-
lichen Beirat geführt hatten.

Im Kapitel „Qualitative Forschungsme-
thoden und -ansätze“ beschreiben Carla M.
Dahl und Pauline Boss phänomenologische
Ansätze der Familientherapieforschung.„Es
macht innerhalb phänomenologischer For-
schung keinen Sinn, traditionelle testtheo-
retische Methoden der Reliabilität oder Va-

lidität zur Anwendung zu bringen“, schrei-
ben sie. Vielmehr sei das Ziel dieser For-
schung, „ein tiefes, klares und akkurates
Verständnis der Erfahrungswelt der Stu-
dienteilnehmer zu erlangen sowie der ent-
sprechenden Bedeutungsgebungen“.

Dennoch sind auch in der systemischen
Forschung quantitative Forschungsmetho-
den und -ansätze eine Selbstverständlich-
keit: Zeitreihenanalysen, standardisierte
Fragebogenverfahren und der sogenannte
SCORE 40 – ein Fragebogen mit 40 Items,
auf dem Familienmitglieder das Funktions-
niveau ihrer Familienmitglieder beurteilen
– sind nur einige Beispiele, mit denen sich
verschiedene Beiträge beschäftigen.

In seinem „Leitfaden für die Durchfüh-
rung systemischer Forschung“ lädt Mat-
thias Ochs den Leser und ambitionierten
Forscher dazu ein, Forschung metaphorisch
als „Buchhaltung“ wie auch als „Abenteuer“
zu verstehen. Und im abschließenden Auf-
satz von Jochen Schweitzer fordert dieser
unter anderem, Forschung als Beziehungs-
arbeit zu verstehen und den Kontext der
Forschung stimmig zu machen.

Das „Handbuch Forschung für Systemi-
ker“ ist ein anspruchsvolles, lesenswertes
Buch für Forschungsinteressierte, Systemi-
ker und an systemischen Theorien Interes-
sierte, aber ebenso für Praktiker in den
unterschiedlichsten Arbeitsfeldern von The-
rapie, Beratung und Bildung. ___

Buchhaltung 
für Abenteurer 
Das „Handbuch Forschung für Systemiker“ 
gibt einen vielseitigen Einblick in die Felder 
systemischen Arbeitens
Von Ariadne Sartorius, Vorstandsmitglied des bvvp 

Matthias Ochs, Jochen
Schweitzer (Hg.):
Handbuch Forschung
für Systemiker 

Vandenhoeck & 
Ruprecht, Göttingen
1. Auflage 2012 
469 Seiten, 49,95 Euro
ISBN-13: 978-3-525-
40444-7 
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Stefan Hammel:
Handbuch des 
therapeutischen 
Erzählens 

Klett-Cotta, Stuttgart
2. Auflage 2010 
367 Seiten, 37,95 Euro 
ISBN-13: 978-3-608-
89081-5

Keine Ammenmärchen  
Das „Handbuch des therapeutischen Erzählens“
setzt die uralte Tradition heilender Geschichten als Mittel
für den Beratungsprozess ein  
Von Peter Stimpfle, bvvp-Mitglied Bayern

___ Stefan Hammel legt in seinem „Hand-
buch des therapeutischen Erzählens“ zahl-
reiche Geschichten, Metaphern, Erzählungen
und Anekdoten vor, die in verschiedensten
therapeutischen Kontexten einsetzbar sind.
Er greift die uralte, bewährte Tradition des
Heilens durch Geschichtenerzählen auf und
verbindet sie mit den Erkenntnissen der sys-
temischen Beratung, vor allem der Heidel-
berger Tradition, den Arbeiten der Mailänder
Gruppe um Mara Selvini Palazzoli und des
Kommunikationsforschers Paul Watzlawick
sowie den Methoden des amerikanischen Psy-
chiaters Milton Erickson. Erickson hatte in
seinen letzten Lebensjahren zunehmend da-
rauf zurückgegriffen und sich dieser Metho-
de ohne formale Tranceinduktion bedient.
Selbstverständlich fließt die jüdisch-christ-
liche und altorientalische Tradition des Er-
zählens ebenfalls mit ein, so wie man sie et-
wa in den Prophetentexten des Alten Testa-
ments, den Gleichnissen Jesu oder den
rabbinischen Geschichten findet.

Obwohl Geschichten historisch gesehen
schon sehr lange heilend, pädagogisch oder
spirituell zielgerichtet eingesetzt wurden,
um effektive Impulse zur Problemlösung zu
geben, verzichtete man in der Psychothera-
pie lange Zeit darauf. Ich muss zugeben, dass
ich anfangs ebenso empfand: „Wieder ein

Buch über Märchen ...“, dachte ich. Mär-
chenerzählen in der Therapie, wozu soll das
gut sein? Aber wer kennt das nicht, dass Pa-
tienten Ratschläge möchten – aber wenn
man ihnen dann welche gibt, nach dem Mot-
to „Ratschläge sind Schläge“ reagieren? 

Gerade deshalb eignen sich Geschichten
hervorragend: Sie ermöglichen es, eigene
Lösungen zu finden. Der metaphorische
Rahmen erweitert die Sichtweise und kann
zur Suche nach eigenen Wegen ermuntern;
gerade aufgrund der vagen, offenen Struk-
tur lässt er Raum für viele Möglichkeiten. Zu
meiner Überraschung enthält das Buch denn
auch keine Märchen im klassischen Sinne,
sondern Geschichten aus unterschiedlichen
Alltagskontexten, wie etwa: „,Fertig‘, sagte
das Ei, als es gelegt war“ oder „,Mit dir zu
wippen ist langweilig‘, sagte die Ameise zum
Elefanten“ („Balance“).

Die vage, offene Struktur der 
Geschichten und ihr 
metaphorischer Rahmen lassen
Raum für eigene Wege 

Wäre das Buch nicht so umfangreich gera-
ten, könnte man – ganz in der Tradition von
Manfred Prior – glatt von MiniMax-Inter-
ventionen sprechen, denn im Grunde kann
man diese Geschichten gezielt an bestimm-
ten Punkten eines Beratungsprozesses ziel-
führend einsetzen.

Nach dem einführenden Kapitel „Was Ge-
schichten hervorrufen“ findet man im ersten
Hauptteil viele nützliche kleine oder größe-
re Geschichten zu verschiedenen Problem-
bereichen, wie „Gesundheit hervorrufen“
(Herz, Kreislauf, Blutungen, Durchblutung,
Infekte, Allergien, Autoimmunerkrankun-
gen, Haut, Haare ...), „Wohlbefinden her-
vorrufen“ (Ressourcenorientierung, positi-

ves Denken, Angriff, Verteidigung, Angst,
Zwang, Depression ...), „Gelingende Bezie-
hungen hervorrufen“ (Partnerschaft, Fami-
lie, Erziehung, Ablösung, Generationen,
Freunde) und „Entwicklung hervorrufen“
(Entwicklung, Reife, Lernen, Wunsch, Wil-
le, Vision, Ökonomie, Ordnung, Effizienz,
Qualität). Im zweiten Hauptteil werden „Die
Methoden“ näher erläutert, etwa wie man
„Therapeutische Geschichten auffinden“
kann (durch Intuition, schriftliche und
mündliche Quellen, eigenes Leben, Filme ...)
und wie man „Therapeutische Geschichten
dialogisch entwickeln“ kann (beispielsweise
mittels systemischer Fragen oder Lösungs-
metaphern). Es geht um das Thema „The-
rapeutische Geschichten erfinden“ (durch
Beispielmetaphern, Positivmodelle, Nega-
tivmodelle, Suggestionen, Reframing, Ver-
schieben des Aufmerksamkeitsfokus, Er-
zählstrukturen und Genres) und bis hin zu
den Punkten „Therapeutische Geschichten
erzählen“ (Vorher, Beginn, Trance, Reduk-
tion, Detailinterventionen) und „Therapeu-
tische Geschichten wortlos erleben“ (ge-
malte, geformte Geschichten, Pantomime,
Gegenstände).

Alle Geschichten sind im Index leicht auf-
zufinden, außerdem kann man weitere im
Internet-Blog des Autors (www.stefanham-
mel.de) einsehen. Hammel, systemischer
Therapeut und Hypnotherapeut, hat jeder
Geschichte Themenbereiche zugeordnet, was
bei der Suche hilfreich ist, und ferner die
möglichen Interventionen gekennzeichnet.
Sicherlich braucht man nicht anzumerken,
dass Geschichten eine gute Ergänzung sein
können, jedoch keine vollständige Therapie
ersetzen. Wenn man sich allerdings von sol-
chen überhöhten Ansprüchen befreit, kön-
nen Geschichten sehr hilfreich sein, um neue
Impulse zu setzen. ___
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Tue das Unerwartete 
Eine neue Biografie Milton Ericksons zeigt 
anschaulich, wie spielerisch der Mitbegründer 
der modernen Hypnotherapie arbeitete 
Von Peter Stimpfle, bvvp-Mitglied Bayern

Peter Nemetschek:
Milton Erickson lebt!
Eine persönliche 
Begegnung 

Klett-Cotta, Stuttgart
1. Auflage 2011 
252 Seiten, 29,95 Euro
ISBN-13: 978-3-608-
89115-7

len Psychologie. Andererseits begann er als
Anhänger der Freud’schen Psychoanalyse
und blieb dem Unbewussten treu. Die Ver-
bindung zur Verhaltenstherapie vollzog er
über das Lernen in kleinsten Schritten in
Hypnose, was er zu einer erstaunlichen
Kunst entwickelte, indem er konsequent je-
den kleinsten Schritt positiv verstärkte und
schwierige Situationen neu mit Ressourcen
verband („assoziierte“). Das Unbewusste
wurde zum therapeutischen Agens – Burk-
hard Peter spricht vom „therapeutischen
Tertium“.

Erickson bemühte sich darum,
in jeder Behandlung der 
Einzigartigkeit des Patienten
gerecht zu werden 

Ericksons persönliche und wissenschaftli-
che Entwicklung von der Psychoanalyse hin
zur Hypnose wird eindrucksvoll in einer
Falldarstellung zum automatischen Schrei-
ben veranschaulicht. Nemetschek legt Ab-
schriften von Hypnosesitzungen vor, die er
durch Kenntlichmachen von Pausen durch
Striche ergänzt. Dadurch wird deutlich, wie
langsam und spielerisch Erickson arbeite-
te. Konkret kann der Leser so seine Prä-
misse „Tue das Unerwartete“ nachvollzie-
hen, die es Patienten ermöglichte, selbst et-
was Kreatives zu erleben und zu kreieren.
Heute scheinen wir bemüht, möglichst je-
de Therapie qualitäts- und richtlinien-
orientiert richtig zu machen, während
Erickson sich darum bemühte, in jeder Be-
handlung der Einzigartigkeit des Patienten
gerecht zu werden.

Erickson, der lange Jahre Leiter psychia-
trischer Einrichtungen war, eröffnete seine
eigene Psychotherapiepraxis erst nach ei-
nem tragischen Fahrradunfall, infolgedes-

sen er aufgrund einer Impfung einen ana-
phylaktischen Schock erlitt. Seitdem litt er
unter chronischem Schmerz, den er mehr-
mals täglich selbst mit Hypnose behandel-
te. Das Buch endet mit der Darstellung des
eigenen Ansatzes von Nemetschek, des Le-
bensflussmodells, seiner Form des „Wie die
Erickson-Tradition in meiner professionel-
len Arbeit weiterlebt“.

Interessanterweise hat der Psychothera-
peut Hans-Ulrich Schachtner unter dem Ti-
tel „Milton Erickson live“ zeitgleich im Ei-
genverlag (www.harmonybalance.de) Video-
aufnahmen herausgebracht, die er im Jahr
1977 gemacht hat (insgesamt zehn DVDs
plus gratis eine DVD und eine CD). Schacht-
ner hat offensichtlich damals schon geahnt,
dass Erickson zu den Großen der Psycho-
therapie gehört, und in entsprechender Vo-
raussicht Videoaufnahmen gemacht. Dabei
ist fraglos ein einmaliges historisches Do-
kument entstanden. Die Filme sind nicht
editiert, dementsprechend sieht man Erick-
son gewissermaßen in „Reinform“. Obwohl
die Qualität bescheiden daherkommt, kann
man sich doch einen guten Eindruck vom
Wirken des Meisters verschaffen. Es fiel mir
auf, dass selbst beim Nebenherlaufen eine
(hypnotische) Wirkung eintrat. ___

___ 1980 starb Milton H. Erickson mit 
78 Jahren in Phoenix/Arizona. Damals war
ich weit davon entfernt, Psychotherapeut zu
werden. Als ich später seine Arbeit kennen-
lernte, hätte ich mir sehr gewünscht, ihn ge-
troffen zu haben. Diese Ehre ist in Deutsch-
land nur wenigen zuteil geworden, meines
Wissens Wilhelm Gerl, Alida Iost-Peter,
Burkhard Peter, Gunther Schmidt, Bernd
Schmidt, Hans-Ulrich Schachtner und Pe-
ter Nemetschek.

Letzterer hat nun seine Erinnerungen an
den großen Meister der Hypnose niederge-
schrieben und gibt damit allen anderen die
Möglichkeit, an seiner Erfahrung teilzuha-
ben. Manches ist bekannt, trotzdem finden
sich Ergänzungen, welche die Persönlichkeit
Ericksons lebendig werden lassen. Sein
Wohlwollen, seine Milde, sein Witz und sei-
ne Aufmerksamkeit kommen ebenso zum
Ausdruck wie seine Ecken und Kanten.

Die Hypnotherapie hat erst vor Kurzem,
im Jahr 2006, endlich auch in Deutschland
die Anerkennung als wissenschaftliches Ver-
fahren erreichen können, insbesondere dank
der Arbeiten von Dirk Revenstorf und an-
deren. Nemetschek verdeutlicht, wie inte-
grativ Erickson über verschiedene Thera-
pieschulen hinweg arbeitete und dabei sei-
nen Ansatz immer als Ergänzung zu anderen
Therapieformen begriff, niemals als einzigen
Weg zur Wahrheit.

Erlebnisse aus der Jugendzeit Ericksons,
der mit 17 Jahren an Polio erkrankte und ei-
nige Zeit gelähmt war, prägten seinen spä-
teren Weg mit. An der Universität von Wis-
consin arbeitete er als dessen Wissenschaft-
licher Mitarbeiter mit Clark Hull zusammen,
einem Pionier der Verhaltenstherapie und
Hypnose. Ericksons Neigung zur Durch-
führung zahlreicher Experimente erfolgte
im historischen Kontext der experimentel-
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AUSBLICK AUF DAS NÄCHSTE HEFT 
Angewandt, anerkannt – aber nicht in den
Richtlinien verankert: Schwerpunkt des
nächsten Hefts ist die systemische Psycho-
therapie.

Die systemische Wissenschaft hat mitt-
lerweile Eingang in die Natur-, Geistes-
und Sozialwissenschaften gefunden; sie fo-
kussiert auf die Wechselwirkung zwischen
biologischen und psychischen Eigen-
schaften sowie sozialen Bedingungen. Ver-
fügt die systemische Therapie und Fami-
lientherapie über eine eigene, konsistente
klinische Theorie und Methodologie? Oder
ist sie eher im Sinne einer basalen Di-
mension der Systemumweltpassung zu ver-
stehen, die es ermöglicht, Phänomene des
menschlichen Lebens in ihrer Komplexität
zu erfassen? Diesen Fragen werden wir uns
widmen.

Meinung · Wissen · Nachrichten
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M A R K T P L AT Z

Psychologische(r) 
Psychotherapeut(in) VT mit 
Approbation ab sofort gesucht,
Hannover, als freie(r) Mitarbeiter(in),
Erstattungsverfahren. Biete Patienten-
verwaltung und umfassenden 
Büroservice, Intervision im Team.
warwel@warwel.de

Ihre Kleinanzeige 
auf dem Marktplatz in 
Projekt Psychotherapie 

Bis 200 Zeichen 40 Euro.
Schicken Sie Ihren Anzeigentext an:
marktplatz@projekt-psychotherapie.de
oder per Fax an: 030 39 835 188-5
Chiffre-Anzeigen werden derzeit 
nicht angeboten.

T E R M I N E  

JUNI 2013

14.-16. Juni
D3G-Jahrestagung
2. Jahrestagung der Deutschen 
Gesellschaft für Gruppenanalyse 
und Gruppenpsychotherapie.
Weitere Informationen unter
info@d3g.org
Ort: Gustav-Stresemann-Institut,
Bonn/Bad Godesberg

15. Juni, 10-15 Uhr
Fortbildung Pragmatischer 
Umgang mit dem Antragsverfahren
Veranstaltung unter der Leitung von
Christian Willnow. Anmeldungen 
bitte an: bvvp-nds@bvvp.de
Ort: GHOTEL, Lathusenstr. 15,
30625 Hannover

SEPTEMBER 2013

4. September, 10-15 Uhr
q@bvvp Workshop 
Qualitätsmanagement-Programm des
bvvp für die Praxis unter der Leitung
von Dr. Uwe Bannert. Anmeldungen
und weitere Informationen:
bvvp-nds@bvvp.de
Ort: GHOTEL, Lathusenstr. 15,
30625 Hannover

21. September, 10-15 Uhr
q@bvvp Workshop 
Internetgestütztes Qualitätsmanage-
ment-Programm des bvvp für 
die Praxis unter der Leitung von 
Dr. Uwe Bannert. Anmeldungen 
und weitere Informationen:
bvvp-Hamburg@bvvp.de
Ort: Ärztehaus Hamburg, Saal 4,
Humboldtstr. 56, Hamburg

26.-28. September 
bvvp Bundesdelegiertenversammlung
Bundesdelegiertenversammlung mit
öffentlicher Veranstaltung am Freitag-
abend. Kontakt und Informationen:
bvvp@bvvp.de 
Ort: Bochum

bvvp_2_2013_korrigiert.qxd  13.05.2013  21:36 Uhr  Seite 34



Mehr Zeit fürs Leben: Für Ärzte ohne Grenzen 
hat NOMOS Glashütte zwei neue Sondermodelle 
gebaut. Sie können mit diesen limitierten Klassi-
kern beim Helfen helfen – 100 Euro einer jeden
Uhr gehen an Menschen in Not.

Erhältlich etwa auf www.nomos-store.com. Informationen über NOMOS, 
Glashütte, über gute Uhren, Kaliber und alle lokalen Fachhandelspartner
finden Sie hier: www.nomos-glashuette.com.
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Psychotherapie: Klett-Cotta
www.klett-cotta.de/fachbuch NEU

Blättern Sie online in unseren Büchern und bestellen Sie 
bequem und versandkostenfrei unter:
www.klett-cotta.de/fachbuch

Ulrich Schultz-Venrath
Lehrbuch Mentalisieren
Psychotherapien wirksam 
 gestalten

Unter Mitarbeit von Peter Döring
ca. 430 Seiten, gebunden, 
mit ca. 20 Abbildungen
ca. € 48,95 (D)  ISBN 978-3-608-94544-7

Was ist allen erfolg - 
reichen Psychotherapien
gemeinsam? 
Mentalisieren!

Ulrich Schultz-Venrath

Lehrbuch 
 Mentalisieren
Psychotherapien wirksam gestalten

Ralf Zwiebel
Was macht einen guten 
Psychoanalytiker aus?
Grundelemente professioneller 
Psychotherapie 

296 Seiten, gebunden
€ 34,95 (D)  ISBN 978-3-608-94728-1

Warum gelingt eine 
Therapie, warum 
 scheitert eine Sitzung?

Schwangerschaft 
und Geburt

Karl Heinz Brisch

Bindungspsychotherapie
Bindungsbasierte Beratung und Therapie

Jedes 
Halbjahr 
erscheint 
ein Band.

Karl Heinz Brisch
Schwangerschaft und Geburt

Reihe Bindungspsychotherapie, 
Band 1
208 Seiten, gebunden
€ 21,95 (D)  ISBN 978-3-608-94781-6

Methoden und Schritte 
einer bindungsbasier-
ten Beratung und 
Therapie

Wolfgang Hantel-Quitmann
Basiswissen 
Familienpsychologie
Familien verstehen und helfen 

320 Seiten, broschiert
€ 34,95 (D)  ISBN 978-3-608-94726-7

Unverzichtbar für 
alle, die mit Familien 
arbeiten

Wolfgang Hantel-Quitmann

Basiswissen
Familienpsychologie

Familien verstehen und helfen

Martin Koschorke
Keine Angst vor Paaren!
Wie Paarberatung und 
Paartherapie gelingen kann. 
Praxishandbuch
408 Seiten, broschiert,  
mit ca. 20 kleinen Skizzen
€ 34,95 (D)  ISBN 978-3-608-89137-9

Praxisnahes Rüstzeug 
für gute Paarberatung

Astrid Lampe, Peer Abilgaard,
Klaus Ottomeyer (Hrsg.)
Mit beiden Augen sehen: 
Leid und Ressourcen in der 
Psychotherapie
232 Seiten, broschiert
€ 26,95 (D)   ISBN 978-3-608-89138-6

Was heilen wir – 
die Störung oder den 
Menschen?

Peer Abilgaard
Stabilisierende 
Psychotherapie in 
akuten Krisen
PITT für die psychotherapeu-
tische Grundversorgung
248 Seiten, broschiert
€ 24,95 (D)  ISBN 978-3-608-89122-5

Erste Hilfe für die 
Seele – basiert auf dem 
PITT-Programm Luise 
Reddemanns
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Die Reihe »Leben Lernen« stellt auf wissenschaftlicher Grundlage 

Ansätze und Erfahrungen moderner Psychotherapien und Bera tungs-

formen vor; sie wendet sich an die Fachleute aus den helfenden 

Berufen, an psychologisch Interessierte und an alle nach Lösung ihrer 

Probleme Suchenden.

Alle Bücher aus der Reihe »Leben Lernen« finden Sie unter
www.klett-cotta.de/lebenlernen

Wünschen Sie E-Mail-Nachrichten zu unserem Programm?
www.klett-cotta.de/newsletter
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Astrid Lampe / Peer Abilgaard
Klaus Ottomeyer (Hrsg.)

Mit beiden Augen sehen: 
Leid und Ressourcen 
in der Psychotherapie
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Luise  

Reddemann 

zum 70.
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Martin Koschorke

Keine Angst vor Paaren!
Wie Paarberatung und Paartherapie 
gelingen kann 

Praxishandbuch

Arbeitsmaterialien

auf der 
Klett-Cotta-Website

Jochen Peichl
Innere Kritiker, Verfolger 
und Zerstörer
Ein Praxishandbuch für die 
Arbeit mit Täterintrojekten
224 Seiten, broschiert
€ 26,95 (D)  ISBN 978-3-608-89136-2

Mit den »inneren 
Feinden« arbeiten
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Jochen Peichl

Innere Kritiker, 
Verfolger und Zerstörer
Ein Praxishandbuch für die Arbeit 
mit Täterintrojekten
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